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Pflege
Entgelte für Trinkwasser

Regionalstatistik



Fotonachweis

T i t e l f o t o :  Iris Stadler

Nahezu alle Einwohnerinnen und Einwohner von Rheinland-Pfalz sind an die öffentliche Was-
serversorgung angeschlossen. Zusammen beziehen sie rund 221 Mill. m³ Wasser aus dem 
öffentlichen Netz. Die Entgelte reichen dabei von 0,74 bis 2,75 Euro je m³.
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Wirtschaft wuchs im Jahr 2008 
um 1,1%

Erwerbstätigkeit erreichte im 
Jahr 2008 neuen Höchststand

Die rheinland-pfälzische Wirtschaft 

ist im vergangenen Jahr nicht mehr 

so stark gewachsen wie in den bei-

den Vorjahren. Das Bruttoinlands-

produkt ist gegenüber dem Vorjahr 

preisbereinigt um 1,1% gestiegen, 

nachdem die Wirtschaftsleistung im 

Jahr 2006 um 3,2% und im Jahr 2007 

um 2,3% gestiegen war. Im ersten 

Halbjahr 2008 lag die Zuwachsrate 

des Bruttoinlandsprodukts noch bei 

2,2%. Die Finanzmarktkrise hat sich 

also in der zweiten Jahreshälfte in 

der realwirtschaftlichen Entwicklung 

deutlich niedergeschlagen und trägt 

auch bei der ersten vorläufigen Be-

rechnung des Arbeitskreises „Volks-

wirtschaftliche Gesamtrechnungen 

der Länder“ zu einer erhöhten Er-

gebnisunsicherheit bei.

Das rheinland-pfälzische Wirtschafts-

wachstum 2008 lag geringfügig 

unter dem Bundesdurchschnitt. 

Die deutsche Wirtschaft insgesamt 

ist um 1,3% gewachsen, wobei die 

Entwicklung in den neuen Bundes-

ländern (ohne Berlin) mit +0,9% 

etwas schwächer verlief als in den 

alten Ländern (ebenfalls ohne Ber-

lin) mit +1,3%. In jeweiligen Preisen 

lag die Zuwachsrate in Rheinland-

Pfalz bei 2,6%. Der Wert der im ver-

gangenen Jahr in Rheinland-Pfalz 

erbrachten wirtschaftlichen Leistung 

betrug nominal 107,3 Mrd. Euro.

Die getrennte Veröffentlichung der 

Bruttowertschöpfung im verarbei-

Preisbereinigtes Bruttoinlandsprodukt 2008 nach Ländern

Nominales Bruttoinlandsprodukt 2008 nach Ländern
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dem Vorjahreswert eingebrochen 

(Deutschland: –10%). Nach vorläu-

figen Berechnungen ist auch für 

Dezember mit rund –4% ein deut-

licher Umsatzrückgang zu erwarten. 

In den beiden umsatzstärksten 

rheinland-pfälzischen Branchen 

waren für Januar bis November 2008 

kräftigere Zuwächse zu verzeichnen 

als im Bundesdurchschnitt. In der 

chemischen Industrie betrug der 

Anstieg 4,5% (Deutschland: +2,1%), 

wobei die Inlandsnachfrage stärker 

zunahm (+5,8%) als das Auslands-

geschäft (+3,7%). Im Fahrzeugbau 

war, trotz des starken Einbruchs 

im vierten Quartal, mit +8,7% noch 

ein deutliches Umsatzwachstum zu 

verzeichnen (Deutschland: 2,5%). 

Das rheinland-pfälzische Plus be-

ruhte überwiegend auf der gestie-

genen Nachfrage aus dem Ausland 

(+12,7%), die Inlandsumsätze nah-

men nur um 3,9% zu. Deutlich un-

günstiger als im Bundesdurchschnitt 

entwickelte sich der Maschinenbau 

in Rheinland-Pfalz. Die Branche, die 

2007 den mit Abstand höchsten Zu-

wachs verzeichnete (+19,8%), konnte 

ihren Umsatz von Januar bis Novem-

ber 2008 gegenüber dem gleichen 

Vorjahreszeitraum kaum noch stei-

gern (+1%). Im Bundesdurchschnitt 

verbuchte dieser Wirtschaftszweig 

einen Zuwachs um 8,4%. 

Umsatzsteigerung im Bau-
gewerbe

Im rheinland-pfälzischen Baugewer-

be (Bauhauptgewerbe und Ausbau-

gewerbe) sind die Umsätze im ver-

gangenen Jahr deutlich gestiegen. 

Der Gesamtumsatz im Bauhaupt-

Preisbereinigtes Bruttoinlandsprodukt in Rheinland-Pfalz 
und in Deutschland 1998–2009
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Veränderung gegenüber dem Vorjahr in %

Prognose

tenden Gewerbe nach Bundeslän-

dern, auf die sich bislang im Rahmen 

der 1. Fortschreibung des Brutto-

inlandsprodukts die erste Analyse 

des Wachstums stützte, erfolgt dies-

mal nicht. Der „Arbeitskreis Volks-

wirtschaftliche Gesamtrechnungen 

der Länder“ beabsichtigt auch künf-

tig aufgrund einer verschlechterten 

Datenlage am aktuellen Rand im 

Industriebereich auf die Veröffent-

lichung der Bruttowertschöpfung in 

der 1. Fortschreibung zu verzichten. 

Begründet wird dies vor allem mit 

der Reduzierung des Berichtskreises 

im verarbeitenden Gewerbe durch 

das Mittelstandsentlastungsgesetz I. 

In Rheinland-Pfalz berichtet seit 2007 

mit rund 1 000 Betrieben nur noch 

etwa die Hälfte des bisherigen 

Berichtskreises monatlich Umsätze 

und Beschäftigte.

Abkühlung im verarbeitenden 

Gewerbe deutlich spürbar

Die Dienstleistungsbranchen haben 

diesmal stärker zum Wachstum der 

rheinland-pfälzischen Wirtschaft 

beigetragen, während der Anteil des 

Industriebereichs deutlich geringer 

war als in den vergangenen Jahren.

Anhand der Umsatzentwicklung im 

verarbeitenden Gewerbe ist die Ab-

kühlung in der zweiten Jahreshälfte 

deutlich zu erkennen. So gab es 

in diesem Bereich im ersten Halb-

jahr einen Umsatzanstieg von 7% 

(Deutschland: +6,7%), für den Zeit-

raum von Januar bis November be-

trug die Veränderungsrate nur noch 

4,6% (Deutschland: +3,7%). Im No-

vember sind die Industrieumsätze in 

Rheinland-Pfalz in einer historischen 

Größenordnung um 9,6% gegenüber 
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gewerbe erhöhte sich in den ersten 

zehn Monaten in Rheinland-Pfalz 

um 8,8%, bundesweit machte die 

Branche 8,6% mehr Umsatz. Einen 

kräftigen Anstieg gab es in den er-

sten neun Monaten mit +10,6% im 

rheinland-pfälzischen Ausbaugewer-

be, in Deutschland lag der Anstieg 

bei 14,4%. 

Erwerbstätigenzahl um 24 000 
gestiegen

Auf den Arbeitsmarkt hat die Wirt-

schaftskrise noch nicht durchge-

schlagen. Erfahrungsgemäß führen 

konjunkturelle Abschwünge erst mit 

einer Verzögerung von einigen Mo-

naten zu einem Beschäftigungsab-

bau. Die Erwerbstätigenzahl stieg 

gegenüber dem Vorjahr um 24000 

und erreichte mit 1,86 Mill. im Durch-

schnitt des Jahres 2008 einen neuen 

Höchststand. Das waren 1,3% mehr 

als 2007 (Deutschland: +1,5%). 

Allerdings war der Beschäftigungs-

zuwachs nicht mehr ganz so stark 

wie im Jahr 2007 (Rheinland-Pfalz: 

+1,8%; Deutschland: +1,7%). Die 

Erwerbstätigen in Rheinland-Pfalz 

leisteten im vergangenen Jahr rund 

2 602 Mill. Arbeitsstunden, das 

waren knapp 37 Mill. Stunden bzw. 

1,4% mehr als 2007. Im Bundes-

durchschnitt ist das Arbeitsvolumen 

2008 ebenfalls um 1,4% gestiegen.

Arbeitsproduktivität leicht 
gesunken

Da die Zahl der Erwerbstätigen stär-

ker zunahm als das Bruttoinlands-

produkt, ist die Pro-Kopf-Leistung 

geringfügig gesunken. Die Arbeits-

Erwerbstätige in Rheinland-Pfalz und in Deutschland 1998–2008
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produktivität, gemessen als preis-

bereinigtes Bruttoinlandsprodukt je 

Erwerbstätigen, sank im Jahr 2008 

um 0,2% (Deutschland: –0,2%). In 

jeweiligen Preisen bewertet erwirt-

schaftete ein in Rheinland-Pfalz 

arbeitender Erwerbstätiger im ver-

gangenen Jahr im Durchschnitt rund 

57 800 Euro (Deutschland: 61 700 

Euro). Wegen der zunehmenden Be-

deutung der Teilzeitbeschäftigung ist 

die Wirtschaftsleistung je Erwerbs-

tätigenstunde ein besseres Maß für 

die Arbeitsproduktivität: Je Erwerbs-

tätigenstunde errechnet sich für Rhein-

land-Pfalz eine Wirtschaftsleistung 

von gut 41 Euro (Deutschland: 43 

Euro). Preisbereinigt bedeutet dies 

einen Rückgang um 0,4% gegenüber 

dem Vorjahr (Deutschland: –0,1%). 

Detaillierte Informationen zur VGR 

der Länder gibt es im Internetange-

bot des Arbeitskreises unter http://

www.vgrdl.de/ 

Auftragseingänge brachen im 
Dezember weiter ein

Rückgang im gesamten Jahr 
2008 bei 9,4%

Die Wirtschafts- und Finanzkrise hat 

auch im Dezember 2008 zu einem 

starken Rückgang der Auftragsein-

gänge in der rheinland-pfälzischen 

Industrie geführt. Das preisberei-

nigte Ordervolumen ging mit einem 

Minus von 35,3% stärker zurück als 

im Bundesdurchschnitt (Deutsch-

land: –25,1%). Die rheinland-pfäl-

zische Wirtschaft, die mehr als die 

Hälfte ihrer Industriegüter exportiert, 

ist in dieser internationalen Krise in 

besonderer Weise vom Einbruch 

der Auslandsnachfrage betroffen. 

Die Bestellungen aus dem Ausland 

blieben im Dezember um 44,7% 

unter dem Vorjahreswert (Deutsch-

land: –29,7%). Aus dem Inland gin-

gen 23,8% weniger Aufträge ein 

(Deutschland: –19,8%). 
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Der Nachfrageeinbruch betrifft alle 

Branchen. Die größten Rückgänge 

musste erneut der Fahrzeugbau 

hinnehmen. Hier blieb das Auftrags-

volumen aus dem Inland um 48,4% 

hinter dem Vorjahreswert zurück, 

aus dem Ausland kamen 70% weni-

ger Bestellungen. Im Maschinenbau 

bewegten sich die Rückgänge der 

Bestellungen aus dem Ausland eben-

falls im hohen zweistelligen Bereich 

(–68,1%), aus dem Inland kamen 

28,3% weniger Aufträge. Spürbare 

Rückgänge verzeichneten auch die 

Metallindustrie, die chemische In-

dustrie sowie die Produzenten von 

Gummi- und Kunststoffwaren.

Zweites Halbjahr zieht Jahres-
ergebnis ins Minus

Nach vier positiven Jahren mit zuletzt 

zweistelliger Zuwachsrate musste die 

rheinland-pfälzische Industrie im Jahr 

2008 einen drastischen Einbruch 

der Auftragseingänge verkraften. 

Vor allem die starke Zurückhaltung 

ausländischer Kunden in der zwei-

ten Jahreshälfte ließ die Auftrags-

eingänge einbrechen. Für das ge-

samte Jahr 2008 errechnet sich ein 

Auftragsminus von 9,4% gegenüber 

dem Jahr 2007. Das Ordervolumen 

aus dem Ausland ging um 12,5% 

zurück, aus dem Inland kamen 6% 

weniger Bestellungen.

Die vier wichtigsten rheinland-pfäl-

zischen Wirtschaftszweige haben 

über das gesamte Jahr betrachtet 

Einbußen bei den Auftragseingän-

gen verzeichnet. Besonders betrof-

fen hiervon war der Fahrzeugbau 

mit einem Rückgang von 35,3%. Im 

Auftragseingangsindex im verarbeitenden Gewerbe 
in Rheinland-Pfalz und in Deutschland im Dezember 2008

Auftragseingangsindex im verarbeitenden Gewerbe 
in Rheinland-Pfalz 2002–2008

Auftragseingangsindex im verarbeitenden Gewerbe 2008 
nach ausgewählten Wirtschaftszweigen
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Maschinenbau und in der Metall-

industrie waren die rückläufigen 

Auftragseingänge aus dem Ausland 

maßgebend für die negative Gesamt-

entwicklung; das Gesamtordervolu-

men ging gegenüber 2007 um 7,6% 

bzw. 2,6% zurück. Die chemische 

Industrie verzeichnete ein Minus von 

1,7%.

Jahresumsatz der Industrie 

trotz Einbruchs im vierten 

Quartal im Plus

Zahl der Beschäftigten stieg 
erneut an

Trotz deutlicher Rückgänge im vierten 

Quartal schloss die rheinland-pfäl-

zische Industrie das Jahr 2008 mit 

einem Umsatzplus ab. Das produ-

zierende Gewerbe erzielte Umsätze 

in Höhe von 78,7 Mrd. Euro, so viel 

wie nie zuvor. Der bisherige Rekord 

aus dem Jahr 2007 wurde nach vor-

läufigen Berechnungen noch um 4% 

übertroffen (Deutschland: +2,9%). 

Damit fiel der Zuwachs aber deutlich 

geringer aus als in den Jahren davor. 

Dagegen stieg die Zahl der Beschäf-

tigten stärker als im Jahr 2007, und 

zwar im Jahresdurchschnitt um 3,2% 

auf 254472 Personen (Deutschland: 

+2,3%). Im Dezember lag die Zahl 

der Beschäftigten bei 254 441 und 

damit um 2,3% höher als im Dezem-

ber 2007 (Deutschland: +1,3%).

Nach Jahren des Anstiegs ist die 

Exportquote 2008 wieder gesun-

ken. Sie lag bei 49,7%, nachdem 

sie im Jahr 2007 erstmals die 50%-

Marke übersprungen hatte. Trotz 

des Rückgangs hat Rheinland-Pfalz 

Auftragseingangsindex im verarbeitenden Gewerbe
in Rheinland-Pfalz und in Deutschland 2008 nach Monaten

Auftragseingangsindex im verarbeitenden Gewerbe 
in Rheinland-Pfalz 2008 nach Monaten

Umsatz und Beschäftigte1) in der Industrie 2001–2008
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nach wie vor die dritthöchste Export-

quote hinter Bremen und Baden-

Württemberg. Der Umsatzanstieg 

im Jahr 2008 wurde maßgeblich 

vom Inlandsgeschäft bestimmt, 

das um 5,2% zulegte, während der 

Auslandsumsatz lediglich um 2,8% 

wuchs. Trotz der über das Jahr be-

trachtet positiven Vorzeichen zeigen 

der Rückgang der Exportquote und 

die geringen Zuwächse im Aus-

landsgeschäft die Krise bereits an. 

Die rheinland-pfälzische Industrie ist 

stark exportorientiert und wird von 

der weltweiten Krise entsprechend 

hart getroffen. Das Umsatzplus rührt 

von teilweise starken Zuwächsen in 

den ersten drei Quartalen, in denen 

vielfach noch Aufträge aus dem Jahr 

2007 abgearbeitet wurden. Bis Sep-

tember hatte der Gesamtumsatz 

noch um 7% zugenommen. Der Ein-

bruch folgte dann im vierten Quartal 

(–5%). Die stark rückläufigen Auf-

tragseingänge in den vergangenen 

Monaten deuten weitere Umsatz-

rückgänge an.

Der wichtigste Wirtschaftszweig, 

die Chemie, schloss das Jahr mit 

einem Umsatzplus von 3,1% ab, 

nachdem für die ersten drei Quartale 

noch ein Zuwachs von 6,7% ermit-

telt wurde. Im vierten Quartal lagen 

die Umsätze um 8,1% unter dem 

Vorjahreswert. Der Fahrzeugbau 

verzeichnete für das gesamte Jahr 

ein Umsatzplus von 8,6% (1. bis 3. 

Quartal: +10,9%, 4. Quartal: +2,3%). 

Der Anstieg in dieser Branche resul-

tiert aus hohen Auftragsbeständen; 

die Auftragseingänge im Fahrzeug-

bau sind schon seit Monaten rück-

läufig. Die Metallbranche legte um 

3,8% zu (1. bis 3. Quartal: +6,7%, 

4. Quartal: –5,3%). Im Maschinen-

bau stand am Jahresende nur noch 

ein leichtes Umsatzplus von 0,3%, 

nachdem für die ersten drei Quartale 

noch Zuwächse von 4,6% errechnet 

wurden (4. Quartal: –13,1%). Das 

Ernährungsgewerbe, zu dem auch 

die Tabakverarbeitung gehört, setzte 

im gesamten Jahr 6,2% mehr um 

(1. bis 3. Quartal: +7,1%; 4. Quartal: 

+3,8%). Diese fünf Branchen erwirt-

schafteten im Jahr 2008 zusammen 

mehr als drei Viertel des Industrie-

umsatzes. Alle Branchen erzielten 

aus Geschäften mit inländischen 

Kunden ein Umsatzplus, während 

der Auslandsumsatz in mehreren 

Wirtschaftszweigen im Jahresverlauf 

ins Minus abrutschte.

Exportquote1) 2008 nach Ländern

in %
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Mit Ausnahme des Ernährungs-

gewerbes sorgte die insgesamt 

günstige Umsatzentwicklung in den 

wichtigen Branchen zugleich für 

einen Zuwachs an Arbeitsplätzen. 

Im Dezember 2008 wurden in der 

rheinland-pfälzischen Industrie Um-

sätze von gut 5,5 Mrd. Euro getä-

tigt. Dies entspricht einem Minus 

von 4% gegenüber Dezember 2007 

(Deutschland: –6,7%).

Zahl der Neugeborenen 
hat im Jahr 2008 nicht mehr 
zugenommen

Die Zahl der Neugeborenen ist in 

Rheinland-Pfalz im Jahr 2008 nicht 

weiter angestiegen. Nach vorläufigen 

Berechnungen kamen rund 32 600 

Kinder zur Welt, das waren etwa so 

viele wie im Jahr 2007. Damals war 

nach vielen Jahren des Rückgangs 

ein Anstieg um 2,5% zu verzeichnen 

gewesen. 

Da es immer weniger Frauen im ge-

bärfähigen Alter gibt, wäre eigentlich 

ein weiterer Rückgang der Geboren-

enzahlen zu erwarten gewesen. 

Die Zahl der 15- bis einschließlich 

44-jährigen Frauen sinkt seit 1996, 

zuletzt gab es einen Rückgang von 

774700 im Jahr 2007 auf 756300 im 

Jahr 2008 (–2,4%). Familienpolitische 

Maßnahmen wie das Elterngeld 

haben sich hier offenbar auf die 

Geborenenzahlen ausgewirkt, im 

Jahr der Einführung stärker als im 

zweiten Jahr. Dabei ist zu berücksich-

tigen, dass die Zahl der Babys im Jahr 

2007 auch dadurch angestiegen ist, 

dass viele Paare den Kinderwunsch 

Geborene von Januar bis Oktober 2007 und 2008 
nach Verwaltungsbezirken
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mit Blick auf das Eltergeld in jenes 

Jahr verschoben haben.

Diese Angaben basieren auf ge-

sicherten Zahlen für den Zeitraum 

von Januar bis Oktober 2008 sowie 

auf Hochrechnungen für die beiden 

letzten Monate. In sieben der zwölf 

kreisfreien Städte und in 13 der 24 

Landkreise kamen bis Oktober mehr 

Kinder zur Welt als im gleichen Zeit-

raum 2007. 

Angaben über die Zahl der Gebore-

nen erhält das Statistische Landes-

amt monatlich von den Standes-

ämtern. Hinzu kommen über einen 

Datenaustausch mit anderen Statis-

tischen Landesämtern noch Anga-

ben über Kinder, die in anderen Bun-

desländern geboren wurden, deren 

Mutter aber in Rheinland-Pfalz mit 

Hauptwohnsitz gemeldet ist. 

Schülerzahl an den berufsbil-
denden Schulen leicht gestiegen

Deutlich weniger Jugendliche 
im Berufsvorbereitungsjahr

Die Schülerzahl an den 103 berufs-

bildenden Schulen in Rheinland-Pfalz 

ist zum aktuellen Schuljahr leicht ge-

stiegen. Derzeit werden dort 132833 

Schülerinnen und Schüler unter-

richtet. Das sind 1 941 Jugendliche 

mehr als im Vorjahr (+1,5%). Teilzeit-

bildungsgänge werden von 68% der 

Jugendlichen belegt, 32% besuchen 

Ausbildungsgänge in Vollzeitform. 

Die überwiegende Mehrheit, 82533 

Schülerinnen und Schüler, besucht 

im Rahmen ihrer dualen Berufsaus-

bildung eine Berufsschule. Das sind 

Schülerinnen und Schüler an berufsbildenden Schulen 
2000–2008

Schüler an berufsbildenden Schulen 
im Schuljahr 2008/09 nach Geschlecht und Schulform

in 1 000
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1) Duales Ausbildungssystem einschließlich Jugendliche ohne Ausbildungsvertrag 
(insgesamt 279 im laufenden Schuljahr).

Anteile in %

2,4% mehr als im Vorjahr. Im Berufs-

vorbereitungsjahr bereiten sich 3059 

Teilnehmerinnen und Teilnehmer auf 

eine Ausbildung vor (–8,2%). Berufs-

fachschulen besuchen zurzeit 24986 

Jugendliche (–3,3%). Weitere 10520 

Schülerinnen und Schüler lernen an 

einer Fachschule (+2,7%). Diese Ein-

richtungen dienen in erster Linie der 

beruflichen Fort- und Weiterbildung 

und bauen in der Regel auf einer 

beruflichen Erstqualifikation auf. An 

den übrigen berufsbildenden Schulen, 

den beruflichen Gymnasien und den 

Berufsoberschulen, die primär auf 

den Erwerb eines allgemeinbildenden 

Abschlusses ausgerichtet sind, lernen 

derzeit 11456 junge Menschen (+8%).
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Schulentlassene aus allgemeinbildenden Schulen 2008
nach Abschluss und Migrationshintergrund

Anteile in %
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gemeinbildenden Schulen in Rhein-

land-Pfalz. Von diesen hatten 5804 

einen Migrationshintergrund (12,4%). 

Umfangreiche Tabellen zu diesem 

Thema bietet das Statistische Lan-

desamt im Internet unter www.

statistik.rlp.de/bil/tabellen/index.html 

an.

Zu viel Alkohol: 

Immer mehr Jugendliche 

landen im Krankenhaus

Zahl der Behandlungsfälle 

steigt auch bei Erwachsenen

Immer mehr Jugendliche müssen 

wegen übermäßigen Alkoholkon-

sums in Krankenhäusern behan-

delt werden. Im Jahr 2007 wurden 

insgesamt 984 rheinland-pfälzische 

Jugendliche zwischen 11 und 17 

Jahren mit der Diagnose „Psychische 

und Verhaltensstörungen durch 

Alkohol“ stationär in Krankenhäusern 

behandelt. Alkoholmissbrauch war 

damit eine der am häufigsten gestell-

ten Diagnosen bei stationär behan-

delten Jugendlichen. Im Jahr 2001 

wurden 577 solcher Fälle registriert, 

2005 waren es 812.

Bei den Elf- und Zwölfjährigen kann 

noch von Einzelfällen gesprochen 

werden, ab dem Alter von 13 Jahren 

steigt die Zahl der alkholbedingten 

Behandlungsfälle spürbar an. 15- bis 

17-Jährige waren im Jahr 2007 mit 

jeweils mehr als 200 Fällen am 

stärksten betroffen. Übermäßiger 

Alkoholkonsum ist kein rein männ-

liches Phänomen; gut ein Drittel der 

Fälle im Jahr 2007 waren Mädchen. 

Frauen sind in den berufsbilden-

den Schulen, wie auch in den ver-

gangenen Jahren, deutlich unter-

repräsentiert. Ihr Anteil an der 

Gesamtschülerzahl beträgt in die-

sem Jahr 43,2%. Besonders gering 

sind die Frauenanteile in der Berufs-

oberschule I (33,1%) und im Be-

rufsvorbereitungsjahr (37,9%). Dies 

liegt u. a. daran, dass Frauen schon 

die allgemeinbildenden Schulen 

häufiger mit einem höherwertigen 

Abschluss verlassen als Männer. 

Die relativ hohen Frauenanteile an 

Fachschulen (56,9%) und an Berufs-

fachschulen (52,6%) gehen vor allem 

auf die dort angesiedelten Bildungs-

gänge im sozialen Bereich zurück.

Jugendliche mit Migrations-
hintergrund erreichen seltener 
höhere Schulabschlüsse

Schülerinnen und Schüler mit Migra-

tionshintergrund schneiden in der 

Schule deutlich schlechter ab als 

ihre Mitschülerinnen und Mitschüler 

ohne Migrationshintergrund. Im ver-

gangenen Jahr erreichten 13,9% der 

Schulentlassenen aus allgemein-

bildenden Schulen, die einen Migra-

tionshintergrund aufwiesen, die all-

gemeine Hochschulreife. Bei den 

Schulentlassenen ohne Migrations-

hintergrund lag der Abiturientenanteil 

mehr als doppelt so hoch (29,1%). 

Die mittlere Reife erlangten 33,5% 

der Abgänger mit und 40,4% der 

Abgänger ohne Migrationshinter-

grund. Der Anteil der Jugendlichen 

mit Migrationshintergrund, die die 

Schule mit Hauptschulabschluss 

verließen, lag bei 37,5% und damit 

um 15 Prozentpunkte über dem der 

Abgänger ohne Migrationshinter-

grund. Ohne Hauptschulabschluss 

gingen 13% der Jugendlichen mit 

Migrationshintergrund ab. Bei den 

Jugendlichen ohne Migrationshinter-

grund lag dieser Anteil bei 6,3%. 

Insgesamt verließen zum Ende des 

vergangenen Schuljahres 46 744 

Schülerinnen und Schüler die all-
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Nicht nur Jugendliche sprechen 

dem Alkohol zu, bis der Arzt kommt. 

Insgesamt wurden im vergangenen 

Jahr 13900 Rheinland-Pfälzerinnen 

und Rheinland-Pfälzer mit der Dia-

gnose „Psychische und Verhaltens-

störungen durch Alkohol“ stationär 

behandelt, das waren knapp 2500 

mehr als im Jahr 2001 (+21,8%).

Die Zahl der alkoholbedingten Be-

handlungsfälle sinkt zunächst ab 

Anfang 20, steigt aber etwa ab An-

fang 30 wieder an. Am häufigsten 

landen Menschen zwischen Mitte 

40 und Mitte 50 wegen übermäßigen 

Alkoholkonsums im Krankenhaus.

Bauherren wollen immer 
weniger vom Öl abhängig sein

Wärmepumpen gewinnen an 
Bedeutung

Bauherren neuer Wohngebäude 

streben immer stärker nach Unab-

hängigkeit vom Öl; auch der Anteil 

von Gasheizungen sinkt. Dagegen 

gewinnen Wärmepumpen an Be-

deutung. Im Jahr 2000 sollten noch 

knapp 26% aller neuen Wohnge-

bäude mit Ölheizungen ausgestattet 

werden, im Jahr 2008 waren es 

nur noch 2,9%. Der Anteil der Gas-

heizungen lag in der ersten Hälfte 

dieses Jahrzehnts bei durchschnitt-

lich knapp 70%, im Jahr 2008 sollten 

54,6% aller genehmigten neuen 

Wohngebäude mit Gas beheizt wer-

den. Gas ist damit bei Neubauten 

nach wie vor die wichtigste Heiz-

energiequelle. An zweiter Stelle lie-

gen die Wärmepumpen, deren Anteil 

von 2,2% im Jahr 2000 auf 32,3% 

im Jahr 2008 stieg. 

Alkoholbedingte stationäre Behandlungsfälle1)

11- bis 17-Jähriger 2001–2007

Alkoholbedingte stationäre Behandlungsfälle1)

11- bis 17-Jähriger 2001–2007 nach Altersjahren
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 Aus der amtlichen Statistik 

Immer mehr Bauern geben auf

Neue Publikation zur Landwirtschaft in Rheinland-Pfalz

Seit Jahrzehnten geht in Rheinland-

Pfalz die Zahl der landwirtschaftlichen 

Betriebe zurück. Diese Entwicklung 

setzt sich weiter fort. Im Jahr 2007 

gab es insgesamt 25 500 landwirt-

schaftliche Betriebe. Das waren 

6,6% weniger als im Jahre 2005. 

Gleichzeitig ist der Trend zu immer 

größeren Betrieben ungebrochen. 

Im Jahre 2007 nutzte ein landwirt-

schaftlicher Betrieb durchschnitt-

lich 28 ha; im Jahre 2005 waren es 

26,3 ha. Der anhaltende Konzen-

trationsprozess geht einher mit einer 

reduzierten Zahl von Arbeitskräften. 

Im Jahr 2007 arbeiteten noch 105200 

Menschen in der Landwirtschaft, fast 

3000 weniger als zwei Jahre zuvor 

(–2,9%). 

Umfangreiche Informationen über 

die rheinland-pfälzische Landwirt-

schaft enthält der Band »Die Land-

wirtschaft 2007«. Er gibt auf rund 250 

Seiten einen umfassenden Einblick 

in die Struktur und die Produktion 

Band 396

Statistik nutzen

Statistische Bände

Die Landwirtschaft 2007
mit Vergleichszahlen seit 1949

der rheinland-pfälzischen Landwirt-

schaft. Mit Hilfe von Karten lassen 

sich die Regionen des Landes mit-

einander vergleichen. Für ausge-

wählte Merkmale werden darüber 

hinaus die entsprechenden Zahlen 

von Deutschland und den EU-Mit-

gliedstaaten angeboten. Mithilfe von 

Zeitreihen wird schließlich die Ent-

wicklung seit 1949 aufgezeigt. 

Behandelt werden u. a. diese The-

men:

5 Betriebe und Arbeitskräfte 

5 Bodennutzung und Ernte 

5 Feldfrucht-, Gemüse- und Obstbau

5 Weinbau 

5 Forstwirtschaft 

5 Viehhaltung und tierische 

Produktion 

Die Veröffentlichung kann in gedruckter 

Form (11 Euro) oder als CD-ROM 

(15,30 Euro) erworben werden. Die 

CD-ROM enthält Tabellen im PDF- 

und im Excel-Format; letztere bieten 

die Möglichkeit, die Daten flexibel 

weiterzuverarbeiten. Darüber hinaus 

steht eine PDF-Datei (11883 kB) zum 

kostenlosen Download im Internet 

unter http://www.statistik.rlp.de/verlag/

sonstiges/landwirtschaft/band396_

die_landwirtschaft_2007.pdf zur Verfü-

gung. Bestelladresse für die Printaus-

gabe und die CD-ROM: Statistisches 

Landesamt Rheinland-Pfalz, Vertrieb, 

56128 Bad Ems, Telefon: 02603 71-

2450, E-Mail: vertrieb@statistik.rlp.de. 
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Der Verbraucherpreisindex erhöhte 

sich im Februar 2009 gegenüber 

dem Vorjahresmonat um 0,8% und 

blieb damit im dritten Monat in Folge 

unter 1%. Die niedrige Inflationsrate 

ist auch im Februar vor allem auf 

die günstige Preisentwicklung bei 

Mineralölprodukten zurückzuführen 

(–16,3%). Kraftstoffe kosteten 13,1% 

und Heizöl 26,9% weniger als im 

Februar 2008. Entsprechend güns-

tiger als vor einem Jahr waren die 

Preise in der Hauptgruppe „Verkehr“ 

(–2%). Die Preise für Nahrungsmittel 

und alkoholfreie Getränke lagen im 

Februar 2009 im Schnitt 0,9% über 

dem Vorjahresniveau. Bei den einzel-

nen Nahrungsmitteln waren jedoch 

gegenläufige Preisentwicklungen 

festzustellen. Binnen Jahresfrist er-

höhten sich vor allem die Preise für 

Gemüse (+15%) sowie Fleisch und 

Fleischwaren (+4,3%). Andere Nah-

rungsmittel wie Molkereiprodukte 

und Eier (–8,6%) sowie Speisefette 

und -öle (–5,2%) waren dagegen 

billiger als vor einem Jahr.

Gegenüber Januar 2009 stieg der 

Verbraucherpreisindex um 0,5%. 

Hierfür maßgeblich waren die deut-

lichen Preissteigerungen für Beklei-

dung und Schuhe (+2%), Bildungs-

wesen (+0,9%) und Verkehr (+0,7%). 

Die Preise für Nahrungsmittel und 

alkoholfreie Getränke (–0,4%) sowie 

die Preise rund um das Wohnen 

(–0,1%) waren im Vergleich zum Vor-

monat günstiger.

Der Verbraucherpreisindex misst die 

durchschnittliche Preisveränderung der 

Waren und Dienstleistungen, die von 

privaten Haushalten für Konsumzwecke 

gekauft werden. Berücksichtigt werden 

Güter des täglichen Bedarfs, Mieten, 

langlebige Gebrauchsgüter und Dienst-

leistungen. Der Verbraucherpreisindex 

dient als Indikator für die Beurteilung 

der Geldwertstabilität und als Inflations-

maßstab.

Rund um die Monatsmitte erheben in 

Rheinland-Pfalz in 11 Berichtsgemein-

den 17 Preisermittler im Auftrag des 

Statistischen Landesamtes in ca. 2 000 

Berichtsstellen (z. B. Kaufhäuser) gut 

17 000 Einzelpreise. Dabei werden die 

Preisveränderungen von etwa 750 genau 

beschriebenen Waren und Dienstleis-

tungen erfasst. Die Preisveränderungen 

werden gemäß der Verbrauchsbedeutung, 

die den Waren und Dienstleistungen bei 

den Ausgaben der privaten Haushalte 

zukommt, im Preisindex berücksichtigt.

Verbraucherpreisindex im Februar 2009

Februar 2009
y Verbraucherpreisindex: +0,8%

y Ausgewählte Preisentwicklungen:

Fernseher: −23,9%
Gemüse: +15%

Veränderung gegenüber dem Vorjahresmonat in %
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 LK Bitburg-Prüm 

 Kfr. St. Trier 

 LK Trier-Saarburg 

 LK Daun

 LK Bernkastel-Wittlich 

 LK Ahrweiler 

 LK Cochem-Zell 

 LK Birkenfeld 

 Kfr. St. Zwei- 
 brücken 

 LK Mayen-Koblenz 

 LK Kusel

 LK Neuwied 

 Rhein-Hunsrück- 
 Kreis

 Kfr. St. Koblenz 

 LK Südwestpfalz 

 LK Kaiserslautern

 LK Bad Kreuznach

 Rhein-Lahn-
Kreis

 LK Altenkirchen (Ww.)

 Westerwaldkreis

 Kfr. St. Kaiserslautern

 Donnersbergkreis 

 LK Mainz-Bingen 

 Kfr. St. Pirmasens 

 LK Bad Dürkheim 

 Kfr. St. Landau i.d.Pf. 

 Kfr. St. Neustadt a.d.W.

 LK Südliche Weinstraße

 LK Alzey-Worms 

 Kfr. St. Mainz 

 Kfr. St. Speyer 

 LK Germersheim 

 Rhein-Pfalz-Kreis 

 Kfr. St. Worms 

 Kfr. St. Franken-
 thal/Pfalz

 Kfr. St. Ludwigs-
 hafen a. Rh.

unter 0,5% (94)
0,5 bis 1% (46)
1 bis 2% (40)
2 bis 5% (24)
5% und mehr (8)

Durchschnitt
der Verbandsgemeinden: 1,1 %

Durchschnitt
der verbandsfreien Gemeinden: 0,6 %

Durchschnitt des Landes: 0,8 %

( ) Anzahl der Verwaltungsbezirke

Bevölkerung ohne Anschluss an die öffentliche Kanalisation 2007 in den Verwaltungsbezirken

Hinweis
Informationen über die Entgelte für Trinkwasser in Rheinland-Pfalz finden Sie in dem 

Beitrag „Entgelte für die Trinkwasserversorung“ auf Seite 183 in diesem Heft.

Gut 99% der Rheinland-Pfälzerinnen und Rhein-
land-Pfälzer sind an die öffentliche Kanalisation 
angeschlossen

In die Reinhaltung der Gewässer ist in den zurück-

liegenden Jahrzehnten viel Geld investiert worden. 

Im Jahr 1963 waren erst rund 28% der Einwoh-

nerinnen und Einwohner über das öffentliche Kanal-

netz an eine kommunale oder betriebliche Kläranlage 

angeschlossen, mittlerweile sind es gut 99%. Der 

Anschluss an eine entsprechende Kläranlage ist in 

einzelnen Regionen aus technischen oder ökono-

mischen Gründen, wie z. B. der Siedlungsstruktur 

oder der Topografie, jedoch deutlich niedriger.

So sind beispielsweise in den Verbandsgemein-

den Neuerburg und Arzfeld, die beide im Landkreis 

Bitburg-Prüm liegen, 12,3 bzw. 10,5% der Bevöl-

kerung nicht an das öffentliche Kanalnetz ange-

schlossen. Die Entsorgung der Abwässer erfolgt in 

diesen Fällen entweder über Kleinkläranlagen oder 

abflusslosen Gruben. 
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Pflege im Jahr 2007

Von Gerhard Hehl

In Rheinland-Pfalz gab es im Dezember 2007 fast 102 500 pflege-

bedürftige Menschen. Gut die Hälfte erhielt ausschließlich Pflegegeld. 

Fast 20% wurden ambulant, weitere knapp 30% stationär gepflegt. 

Rund 85% der Pflegebedürftigen waren 65 Jahre und älter. Vor dem 

Hintergrund des demografischen Wandels und der steigenden Lebenserwartung kommt 

der Pflege eine immer größere Bedeutung zu.

Rund 2,5% der Bevölkerung pflege-

bedürftig

Im Dezember 2007 waren in Rheinland-

Pfalz fast 102   500 Personen pflegebedürftig 

im Sinne des Pflege-Versicherungsgesetzes 

(SGB XI). Dies entsprach einem Anteil von 

2,5% an der Bevölkerung.

Die Gesamtzahl der Pflegebedürftigen ist 

zwischen 1999 und 2007 um 10100 Per-

sonen bzw. 11% gestiegen. Allein von 2005 

auf 2007 ist ein Anstieg von fast 4560 Per-

sonen zu verzeichnen. Mit mehr als zwei 

Dritteln (68%) stellen Frauen den überwie-

genden Teil der Pflegebedürftigen. Dabei 

sind vor allem ältere Menschen auf Pflege 

angewiesen: Rund 85% der Pflegebedürf-

tigen waren älter als 65 Jahre, 35,7% sogar 

älter als 85 Jahre. 

Bei 72800 Personen bzw. gut 71% erfolgte 

die Pflege im häuslichen Umfeld, wobei 

52 800 Pflegebedürftige ausschließlich 

Pflegegeld erhielten und 20000 entweder 

ganz oder teilweise ambulante Dienste in 

Anspruch nahmen. Gegenüber 1999 hat 

sich die Zahl der Menschen, die zu Hause 

gepflegt werden, um fast 9% erhöht. Die 

Zahl der Personen, die ausschließlich 

Pflegegeld erhalten, stieg dabei um fast 7%, 

während der Anstieg bei den Menschen, die 

ambulante Dienste in Anspruch nahmen, 

mit knapp 14% fast doppelt so hoch ausfiel. 

Mehr Menschen 

pflegebedürftig

Überwiegend 

ältere Menschen 

pflegebedürftig
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leistungen 1999–2007 nach Pflegearten 
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Etwa 29600 Personen wurden in Heimen 

stationär betreut. Gegenüber 1999 bedeu-

tet das eine Zunahme um 17%.

Der Grad der Pflegebedürftigkeit wird vom 

Medizinischen Dienst der Krankenversiche-

rung individuell festgelegt (siehe Textkasten). 

Ende 2007 waren 52270 Pflegebedürftige 

der Pflegestufe I zugeordnet, 37 210 der 

Pflegestufe II und 12550 der Pflegestufe III. 

Gut 400 Personen waren zum Erhebungs-

zeitpunkt noch keiner Pflegestufe zugewie-

sen.

Der Anteil der Personen mit Pflegestufe I 

nahm seit 1999 von 44,2 auf 51% zu; gleich-

zeitig ging die Quote der Pflegebedürftigen 

der Stufe II von 40,4 auf 36,3% und der 

Anteil der Personen in Pflegestufe III von 

14,2 auf 12,3% zurück. 

Anteil der Pflegegeldempfänger ist 

gesunken 

Gut 52800 Personen erhielten ausschließ-

lich Pflegegeld. Der Anteil der Pflegegeld-

empfänger an allen Leistungsempfängern 

ist im Vergleichszeitraum 1999 bis 2007 von 

53,5% auf 51,6% gesunken. Offensichtlich 

ist es schwieriger geworden, eine ordnungs-

gemäße Pflege im häuslichen Umfeld ohne 

fremde Hilfe zu organisieren und auf Dauer 

zu gewährleisten. 

Die geschlechtsspezifische Verteilung hat 

sich nur wenig verändert. Während 1999 

noch 62,2% aller Pflegegeldempfänger 

Frauen waren, betrug im Dezember 2007 

die Frauenquote 63,1%. 

Gegenüber 1999 Zahl der ambulanten 

Pflegedienste rückläufig

Insgesamt wurden im Dezember 2007 in 

Rheinland-Pfalz 390 zugelassene ambu-

lante Pflegedienste statistisch erfasst. Das 

waren 21 weniger als noch bei der ersten 

Erhebung im Jahr 1999. Davon befanden 

sich 213 Dienste in privater, 174 in frei-

gemeinnütziger und drei Einrichtungen in 

öffentlicher Trägerschaft. 

Die Zahl der von den ambulanten Diensten 

betreuten Pflegebedürftigen lag 2007 bei 

in 1 000
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T 1 Empfänger von Pflegeleistungen 1999–2007 nach Geschlecht 
sowie Pflegearten, Pflegestufen bzw.  Altersgruppen 

Pflegeart
Pflegestufe

Alter in Jahren

Männer Frauen

1999 2001 2003 2005 2007 1999 2001 2003 2005 2007

Insgesamt 28 842 30 151 29 768 31 618 32 825 63 498 64 927 64 986 66 264 69 616 

nach Pflegearten

Pflegegeld 18 662 18 862 18 234 18 939 19 511 30 772 30 484 29 887 30 578 33 328 
Ambulante Pflege 5 374 5 851 5 897 6 366 6 637 12 204 12 460 12 907 13 001 13 354 
Stationäre Pflege 4 806 5 438 5 637 6 313 6 677 20 522 21 983 22 192 22 685 22 934 

nach Pflegestufen

Stufe I 12 705 14 125 14 520 15 950 16 759 28 097 30 507 31 699 32 977 35 507 
Stufe II 11 970 11 925 11 598 11 892 12 163 25 357 24 916 24 798 24 453 25 045 
Stufe III 3 876 3 837 3 583 3 637 3 761 9 200 8 859 8 354 8 591 8 791 
Noch nicht zugeordnet  291  264  67  139  142  844  645  135  243  273 

nach Altersgruppen

unter 15 2 059 2 077 1 526 1 480 1 437 1 585 1 615 1 184 1 117 1 315 
15 – 60 5 202 5 196 5 037 5 063 5 036 4 454 4 493 4 466 4 457 4 818 
60 – 65 1 958 2 044 1 813 1 505 1 337 1 722 1 659 1 532 1 285 1 313 
65 – 70 2 682 2 766 2 913 3 021 2 865 2 389 2 564 2 712 2 772 2 824 
70 – 75 3 562 3 938 3 758 3 956 4 127 4 542 4 828 4 402 4 434 4 908 
75 – 80 4 048 4 410 4 831 5 464 5 676 9 136 9 638 9 203 8 834 8 751 
80 – 85 3 196 3 995 4 775 5 370 5 816 9 863 12 130 15 446 16 183 15 672 
85 – 90 3 772 3 421 2 712 3 150 4 304 16 267 14 993 11 892 12 417 17 110 
90 – 95 1 900 1 844 1 949 2 075 1 651 10 407 10 170 10 930 10 866 8 796 
95 und älter  463  460  454  534  576 3 133 2 837 3 219 3 899 4 109 

Merkmal 1999 2001 2003 2005 2007

Ambulante Pflegedienste  411  380  376  372 390
private Träger  209  185  189  188 213
freigemeinnützige Träger  197  191  184  180 174
öffentliche Träger  5  4  3  4 3

Pflegeheime  390  395  410  421 435
private Träger 145 146 150 152 164
freigemeinnützige Träger  240  246  252  263 264
öffentliche Träger  5  3  8  6 7

davon Einrichtungen für …
ältere Menschen 385 393 408 420 431
behinderte Menschen 3 - - - 1
psychisch Kranke 2 2 2 - 1
Schwerkranke und Sterbende - - - 1 2

Art der Beschäftigung
Ambulante Dienste Pflegeheime

1999 2001 2003 2005 2007 1999 2001 2003 2005 2007

Vollzeitbeschäftigte 2 554 2 512 2 339 2 138 2 343 9 090 9 505 9 607 8 953 8 578
Teilzeitbeschäftigte 4 985 5 122 5 286 5 944 6 828 9 944 10 982 12 629 14 156 15 172

darunter mit mehr als der 
Hälfte der regelmäßigen 
Wochenarbeitszeit

1 388 1 487 1 617 1 847 2 186 3 841 4 598 5 326 5 946 6 689

Praktikanten, Helfer, 
Zivildienstleistende

 389  286  258  287  296 2 664 2 580 2 457 2 696 2 773

Insgesamt 7 928 7 920 7 883 8 369 9 467 21 698 23 067 24 693 25 805 26 523

T 2 Ambulante Pflegedienste und Pflegeheime 1999–2007 
nach Trägerschaft und Art der Einrichtung

T 3 Personal in Pflegeeinrichtungen 1999–2007
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Die Pflegeversicherung wurde in den Jahren 1995 und 1996 als 

eigenständiger Zweig der Sozialversicherung eingeführt. Auf 

der Grundlage des Sozialgesetzbuches XI (§ 109 SGB XI) und 

der Pflegestatistik-Verordnung vom 29. November 1999 wird 

alle zwei Jahre eine Pflegestatistik durchgeführt. Während die 

statistischen Landesämter im Rahmen einer Bestandserhebung 

zum 15. Dezember die ambulanten und stationären Pflegeeinrich-

tungen befragen, erhält das Statistische Bundesamt zum Jahres-

ende von den Spitzenverbänden der Pflegekassen Daten über die 

Pflegegeldempfänger. Mit der Zusammenführung dieser Angaben 

werden umfassende statistische Ergebnisse über die Versorgung 

sowie die Betreuung der Pflegebedürftigen bereitgestellt. Mit der 

Erhebung des Jahres 2007 liegen zum fünften Mal Ergebnisse über 

die Pflegebedürftigen und die Pflegeeinrichtungen vor.

Dabei werden folgende Pflegestufen unterschieden:

„Pflegestufe 0“ (nicht oder geringfügig Pflegebedürftige)

Der Begriff „Pflegestufe 0“ bezeichnet keine Pflegestufe im Sinne 

der Pflegeversicherung. Damit sind die Personen erfasst, die die 

Voraussetzungen der Pflegestufe I nicht erfüllen, aber dennoch auf 

pflegerische Hilfen angewiesen sind. Dieser Personenkreis wird in 

der Pflegestatistik nicht nachgewiesen.

Pflegestufe I (erheblich Pflegebedürftige)

Das sind Personen, die 

5  bei der Körperpflege, der Ernährung oder der Mobilität  

5  für wenigstens zwei Verrichtungen  

5  aus einem oder mehreren dieser Bereiche 

5  mindestens einmal täglich der Hilfe bedürfen  

5 und zusätzlich mehrfach in der Woche Hilfen bei der hauswirt-

schaftlichen Versorgung benötigen.  

Der Hilfebedarf für die Grundpflege und die hauswirtschaftliche 

Versorgung muss pro Tag mindestens 1,5 Stunden betragen, wobei 

auf die Grundpflege mehr als 45 Minuten entfallen müssen.

Pflegestufe II (Schwerpflegebedürftige)

Das sind Personen, die 

5  bei der Körperpflege, der Ernährung oder der Mobilität  

5  mindestens dreimal täglich zu verschiedenen Tageszeiten der 

Hilfe bedürfen 

5 und zusätzlich mehrfach in der Woche Hilfen bei der hauswirt-

schaftlichen Versorgung benötigen.  

Der Hilfebedarf für die Grundpflege und die hauswirtschaftliche 

Versorgung muss pro Tag mindestens drei Stunden betragen, 

wobei auf die Grundpflege mindestens zwei Stunden entfallen 

müssen.

Pflegestufe III (Schwerstpflegebedürftige)

Das sind Personen, die 

5  bei der Körperpflege, der Ernährung oder der Mobilität  

5  täglich rund um die Uhr, auch nachts, der Hilfe bedürfen 

5 und zusätzlich mehrfach in der Woche Hilfen bei der hauswirt-

schaftlichen Versorgung benötigen.  

Der Hilfebedarf für die Grundpflege und die hauswirtschaftliche 

Versorgung muss pro Tag mindestens fünf Stunden betragen, 

wobei auf die Grundpflege mindestens vier Stunden entfallen 

müssen.

Info
annähernd 20 000 Personen; sie hat sich 

seit 1999 um rund 2 400 Personen bzw. 

13,7% erhöht. 

Die Zahl der Pflegebedürftigen je Pflege-

dienst ist durchweg angestiegen. So ver-

sorgten die Dienste in privater Trägerschaft 

2007 durchschnittlich 31 Pflegebedürftige, 

im Jahr 1999 waren es noch 24. Der errech-

nete Schnitt für die freigemeinnützigen 

Dienste lag bei 76 Pflegebedürftigen 

(1999: 63) und für die öffentlich organisier-

ten Dienste bei 66 (1999: 36). 

Rund 37 000 Pflegeplätze 

Ende des Jahres 2007 wurden in Rhein-

land-Pfalz insgesamt 435 nach dem SGB XI 

zugelassene voll- oder teilstationäre Pflege-

heime betrieben. Davon befanden sich 

164 Einrichtungen in privater Trägerschaft, 

264 hatten einen freigemeinnützigen Träger 

und sieben standen unter öffentlicher Lei-

tung. Gegenüber 1999 hat sich die Zahl der 

Heime um 45 erhöht. 

In den Pflegeheimen des Landes wurden 

insgesamt gut 37200 Pflegeplätze bereit-

gehalten, das waren durchschnittlich 86 

Plätze je Haus. Im Jahr 1999 gab es ledig-

lich 30 300 verfügbare Plätze, was einem 

Schnitt von 78 Plätzen je Einrichtung ent-

sprach.

Insgesamt 29   600 Pflegebedürftige wurden 

Ende des Jahres 2007 stationär betreut. Der 

Grad der Pflegebedürftigkeit verteilt sich 

zu 37,6% auf die Pflegestufe I, zu 42,4% 

auf die Pflegestufe II und zu 18,6% auf 

die Pflegestufe III. 1,4% der stationär zu 

Pflegenden war noch keiner Pflegestufe 

zugeordnet. Auch hier hat sich die Anzahl 

der zu Pflegenden gegenüber dem Jahr 

1999 erhöht, und zwar um fast 4300 Per-

sonen bzw. 16,9%. 

Im Schnitt 

86 Plätze 

je Pflegeheim

Ein privater 

Pflegedienst 

versorgt 

im Schnitt 

31 Pflege-

bedürftige
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Teilzeit-

beschäftigung 

ausgeweitet

Personal in Pflegeeinrichtungen 

überwiegend teilzeitbeschäftigt

Bei den ambulanten Diensten waren Ende 

2007 insgesamt rund 9500 Personen tätig. 

Gegenüber 1999 ist die Zahl der Beschäf-

tigten damit um 19,4% gestiegen. Zu die-

ser Zunahme trugen allerdings nur die Teil-

zeitbeschäftigten (+37%) bei, während die 

Zahl der Vollzeitbeschäftigten um über 8% 

sank. Im Jahr 2007 waren 2300 Beschäf-

tigte in Vollzeit und 6 800 in Teilzeit tätig. 

Von den Teilzeitkräften war fast ein Drittel 

mindestens halbtags beschäftigt. Knapp 

300 d.h. gut 3% der Beschäftigten waren 

Praktikantinnen und Praktikanten, Hel-

ferinnen und Helfer sowie Zivildienst-

leistende.

Gerhard Hehl, Verwaltungsfach-

wirt, leitet das Sachgebiet Soziale 

Leistungen

In den Pflegeheimen waren 26 500 Per-

sonen tätig. Auch hier stieg die Zahl der 

Beschäftigten (+22%) allein aufgrund der 

starken Zunahme der Teilzeitbeschäftigung 

(+52,6%), während die Zahl der Vollzeit-

stellen um 5,6% zurückging. Insgesamt 

waren 8 580 Beschäftigte in Vollzeit tätig; 

15170 Personen arbeiteten in Teilzeit, davon 

gut 44% mindestens halbtags. In den Pflege-

heimen lag der Anteil der Praktikantinnen 

und Praktikanten, Helferinnen und Helfer 

sowie der Zivildienstleistenden bei 10,5% 

(fast 2800 Personen). 
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Entgelte für die Trinkwasserversorgung
Große Unterschiede zwischen den Haushalten

Von Jörg Breitenfeld

Nahezu alle Einwohnerinnen und Einwohner von Rheinland-Pfalz sind an die öffentliche 

Wasserversorgung angeschlossen. Zusammen beziehen sie rund 221 Mill. m³ Wasser 

aus dem öffentlichen Netz. Die Entgelte reichen dabei von 0,74 bis 2,75 Euro je m³. Hinzu 

kommt in fast allen Gemeinden eine Grundgebühr, die monatlich zwischen 0,82 und 

12,09 Euro beträgt. Um die Kosten eines Haushaltes für seine Trinkwasserversorgung 

vergleichbarer darzustellen, sind sie für einen jährlichen Wasserverbrauch von 80 m³ 

berechnet worden. Im Landesdurchschnitt betragen die Kosten für diesen Modellhaushalt 

184 Euro, die Spannweite liegt zwischen 85 und 313 Euro.

Lebensmittel Trinkwasser 

Wasser ist das wichtigste Lebensmittel für 

den Menschen. Die Versorgung der Bevöl-

kerung mit Trinkwasser gehört zu den 

Pflichtaufgaben der Kommunen.1) Diese 

können über die konkrete Ausgestaltung 

dieser Pflicht, z.B. die Übertragung auf ein 

privates Unternehmen, selbst entscheiden. 

Hierbei haben die Kommunen die kom-

munalabgabenrechtlichen Prinzipien der 

Kostenrechnung zu beachten, d.h. die Was-

serversorgung muss grundsätzlich Kosten 

deckend betrieben werden. Dies gilt unab-

hängig von der Organisations- oder Rechts-

form, in der die Wasserversorgung erfolgt.

Für die Wasserbewirtschaftung hat der 

Gesetzgeber eine Reihe von Vorschriften 

erlassen. So regelt beispielsweise die Trink-

wasserverordnung die Anforderungen hin-

sichtlich chemischer Inhaltsstoffe und mikro-

biologischer Beschaffenheit des Trink-

wassers. Damit wird eine Gefährdung der 

menschlichen Gesundheit ausgeschlossen.

Flächendeckende Versorgung mit 

Trinkwasser

Im Jahr 2007 versorgten 250 Wasserver-

sorger die rheinland-pfälzische Bevölkerung 

mit Trinkwasser. Die Mehrzahl der Unterneh-

men wird als Eigenbetrieb geführt. Zudem 

existieren noch einige Zweckverbände. An 

das öffentliche Netz sind 99% der Bevölke-

rung angeschlossen. Die privaten Haushalte 

und das Kleingewerbe2) erhielten 2007 rund 

175 Mill. m³ Wasser aus dem öffentlichen 

Netz. Der überwiegende Teil des in Rhein-

land-Pfalz geförderten Wassers wird dem 

Grundwasser entnommen (71%). Quellwas-

ser (15%), Uferfiltrat (11%) sowie See- und 

Talsperrenwasser (4,1%) haben nur eine 

nachgeordnete Bedeutung. 

1) §26 Abs. 1 Wassergesetz für das Land Rheinland-Pfalz in der Fassung der 

Bekanntmachung vom 22. Januar 2004, GVBl 2004, S. 54.

2) Ein getrennter Nachweis der privaten Haushalte und des Kleingewerbes ist 

nicht möglich, da keine getrennte Abrechnung seitens der Wasserversorgungs-

unternehmen erfolgt.

Wasser-

versorgung 

kommunale 

Pflichtaufgabe

Gesetzliche 

Vorschriften

250 Wasser-

versorger

Grundwasser-

gewinnung 

dominiert
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Um die Wasserqualität besser gewähr-

leisten zu können, werden die Einzugs-

gebiete öffentlicher Wasserwerke als 

Wasserschutzgebiete ausgewiesen. In 

Rheinland-Pfalz gibt es zurzeit rund 1500 

Wasserschutzgebiete (228 000 ha), diese 

nehmen etwa 11% der Landesfläche ein.3)

Große Schwankungen bei den 

Entgelten

Die Bereitstellung und der laufende Betrieb 

der öffentlichen Wasserversorgung sind mit 

hohen Kosten verbunden. Um dem Kosten-

deckungsgebot zu genügen, müssen die 

Entgelte entsprechend festgesetzt werden. 

Aufgrund der unterschiedlichen Kosten-

strukturen ist eine große Spannweite bei 

den Entgelten zu beobachten. Diese setzen 

sich im Regelfall aus einer verbrauchs-

abhängigen und verbrauchsunabhängigen 

Komponente (Grundgebühr) zusammen. 

Allgemein gilt, dass bei niedrigeren men-

genbezogenen Entgelten und hohen Grund-

G 1 Wassergewinnung für die öffentliche 
Versorgung 2007

gebühren vor allem größere Haushalte 

profitieren, während bei den Tarifen mit 

niedriger Grundgebühr „Singles“ oder kleine 

Haushalte besser abschneiden. 

Soweit in Gemeinden oder Städten die 

Wasserversorgung durch zwei oder mehr 

Unternehmen erfolgt, wird ein gewogener 

Durchschnittswert verwendet. Als Gewich-

tungsfaktor dient die Zahl der von den 

Unternehmen versorgten Einwohnerinnen 

und Einwohner. In einigen Fällen sind die 

verbrauchsunabhängigen Entgelte in 

Abstimmung mit den Wasserversorgungs-

unternehmen ermittelt worden.

Im Jahr 2007 erhob lediglich die Stadt 

Wittlich keine Grundgebühr. In den übrigen 

Gemeinden schwankt das monatliche, 

haushaltsübliche, verbrauchsunabhängige 

Entgelt zwischen 0,82 Euro in der Gemeinde 

Sankt Johann und 12,09 Euro in der Stadt 

Herdorf. Ebenfalls noch unter einem Euro 

liegt die monatliche Grundgebühr in der 

Gemeinde Münchweiler an der Rodalb 

(0,98 Euro). Eine Auswertung nach Entgelt-

klassen zeigt, dass in 94% der Kommunen 

eine Grundgebühr zwischen 2,00 und 8,49 

Euro anfällt. Die größte Besetzung weist die 

Entgeltklasse 3,50 bis 3,99 Euro auf. Aber 

auch die Entgeltklassen zwischen 6,50 und 

6,99 Euro bzw. 7,00 bis 7,49 Euro verfügen 

jeweils über hohe Besetzungszahlen.

Für die Berechnung der Entgelte auf 

höherer regionaler Ebene werden die 

Angaben der Gemeinden mit der Zahl der 

Einwohner gewichtet. Hierdurch ergibt 

sich auf der Landesebene eine durch-

schnittliche Grundgebühr von 4,98 Euro. 

Abgesehen von der Stadt Wittlich, die auf 

jegliche Grundgebühr verzichtet, weist 

innerhalb der kreisfreien Städte die Stadt 

Kaiserslautern mit monatlich 1,65 Euro die 

1 500 Wasser-

schutzgebiete 

ausgewiesen

Verbrauchs-

abhängige und 

verbrauchs-

unabhängige 

Komponenten

Grundgebühr 

zwischen 0,82 

und 12,09 Euro

Durchschnittlich 

4,98 Euro 

Grundgebühr

Anteile in %

Quellwasser
14,7%

Uferfiltrat
10,7%

See- und 
Talsperren-
wasser
4,1%

Grundwasser
70,5%

3) Quelle: http://www.wasser.rlp.de/servlet/is/757/;

[Abruf vom 26. Januar 2009].
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niedrigste Grundgebühr auf. Die Stadt Mainz 

verfügt mit 9,70 Euro über das höchste 

verbrauchsunabhängige Entgelt. Innerhalb 

der Landkreise reicht die Spannweite der 

verbrauchsunabhängigen Entgelte von 

2,91 Euro in Germersheim bis zu 6,76 Euro 

in Altenkirchen.

Kubikmeterpreise zwischen 0,74 

und 2,75 Euro

Während die Verbraucherinnen und Ver-

braucher die Grundgebühr nicht durch 

einen sparsameren Verbrauch von Wasser 

beeinflussen können, stellt sich dies beim 

verbrauchsabhängigen Entgelt anders dar. 

Auf der Gemeindeebene reichte 2007 die 

Spannweite von 0,74 Euro für den Kubik-

meter in der Gemeinde Kottenheim bis zu 

2,75 Euro in den Gemeinden der Verbands-

gemeinden Altenahr und Adenau. Rund 

84% der Kommunen erheben einen Kubik-

meterpreis zwischen 0,90 und 1,79 Euro. 

Der Mittelwert liegt bei 1,56 Euro und ent-

spricht damit fast dem mit der Bevölke-

rungszahl gewichteten Durchschnittspreis 

für das Land von 1,55 Euro. Die Werte für 

1,55 Euro pro 

Kubikmeter

G 2
Monatliche verbrauchsunabhängige Entgelte 
für Trinkwasser je Haushalt 2007 
nach Entgeltklassen 

Anzahl der Gemeinden

0 50  100 150  200 250  300 350 400

 10

3

 122

 147

 126

 131

 256

 364

 190

 227

 371

 82

 30

8

 56

 21

0

 31

 35

 31

 65

0,70 – 0,80

0,80 – 0,90

0,90 – 1,00

1,00 – 1,10

1,10 – 1,20

1,20 – 1,30

1,30 – 1,40

1,40 – 1,50

1,50 – 1,60

1,60 – 1,70

1,70 – 1,80

1,80 – 1,90

1,90 – 2,00

2,00 – 2,10

2,10 – 2,20

2,20 – 2,30

2,30 – 2,40

2,40 – 2,50

2,50 – 2,60

2,60 – 2,70

2,70 – 2,80

EUR je m³

G 3
Monatliche verbrauchsabhängige Entgelte 
für Trinkwasser je Haushalt 2007 
nach Entgeltklassen 



186 Statistische Monatshefte Rheinland-Pfalz

Umwelt

03 2009

G 4 Verbrauchsunabhängige und verbrauchs-
abhängige Entgelte 2007
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Die Berechnung weist für die Gemeinde 

Münchweiler an der Rodalb die geringste 

Belastung mit knapp 85 Euro auf. Es 

folgen die Gemeinde Holsthum (92 Euro) 

und die Verbandsgemeinde Hagenbach 

(93 Euro). Die höchste Kostenbelastung 

für die Wasserversorgung haben die Ein-

wohnerinnen und Einwohner der Verbands-

gemeinde Loreley zu tragen, soweit sie nicht 

in der Loreleystadt St. Goarshausen woh-

nen. In der Verbandsgemeinde errechnet 

sich bei einem Wasserverbrauch von 80 m³ 

ein Wert von 313 Euro. In St. Goarshausen 

zahlt ein Haushalt dagegen nur 199 Euro. 

Der Grund für den großen Unterschied in 

der Belastung ist in der unterschiedlichen 

Organisation der Wasserversorgung zu 

sehen. So erfolgt die Wasserversorgung der 

Stadt St. Goarshausen unabhängig von den 

übrigen Gemeinden der Verbandsgemeinde 

Loreley. 

Ein rheinland-pfälzischer Muster-

haushalt zahlt 184 Euro

In Analogie zu den Berechnungen für die 

verbrauchsabhängigen und verbrauchs-

unabhängigen Entgeltbestandteilen auf 

höherer regionaler Ebene, erfolgt die 

Berechnung der Kosten von Muster-

haushalten für die Kreis- und Länder-

ebene. Danach musste ein Haushalt 

in Rheinland-Pfalz im Jahr 2007 rund 

184 Euro bei einem Verbrauch von 80 m³

Wasser aufwenden. Der Deutschland- 

weite Vergleichswert liegt bei 190 Euro. Die 

geringste Belastung weisen die Haushalte 

in Bayern auf. Hier zahlt ein Musterhaushalt 

nur 135 Euro. Mit 140 Euro folgen die Haus-

halte in Schleswig-Holstein. Am höchsten ist 

die Belastung in Thüringen und Sachsen mit 

275 bzw. 271 Euro für 80 m³ Wasser.

alle kreisfreien Städte und Landkreise rei-

chen von 1,07 Euro im Rhein-Pfalz-Kreis bis 

zu 2,22 Euro im Landkreis Birkenfeld.

Belastung der Haushalte zwischen 

85 und 313 Euro

Die Belastung eines Haushaltes für seine 

Trinkwasserversorgung lässt sich nicht 

ohne weiteres aus den beiden Entgeltbe-

standteilen ableiten. Es werden deshalb 

die Kosten für die Trinkwasserversorgung 

eines „Musterhaushaltes“ betrachtet. Unter 

Berücksichtigung des durchschnittlichen 

Wasserverbrauchs je Kopf, verbraucht ein 

2-Personen-Haushalt jährlich etwa 80 m³. 

Hierfür werden die verbrauchsabhängigen 

Entgelte berechnet und die auf ein Jahr 

bezogenen verbrauchsunabhängigen Ent-

gelte hinzuaddiert. Die Kosten für Muster-

haushalte mit einem Wasserverbrauch von 

40 bzw. 120 m³ sind im Internet verfügbar 

unter http://www.statistik.rlp.de/umw/tabel-

len/wasserentgelte.html.

Musterhaushalt 

verbraucht 

durchschnittlich 

80 m³

Deutliche Unter-

schiede bei den 

Kosten für die 

Trinkwasserver-

sorgung

Durchschnittlich  

184 Euro pro 

Jahr bei 80 m³
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100 bis 140   (39)
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180 bis 220  (60)
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© Statistisches Landesamt Rheinland-Pfalz

( ) Anzahl der Verwaltungsbezirke
Landesdurchschnitt: 184 Euro

Trinkwasserentgelte 2007

Entgelt für einen Musterhaushalt mit einem Trinkwasserverbrauch 

von 80 m³ pro Jahr nach Verwaltungsbezirken
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Erhebung der Entgelte für Trinkwasser

Die Erhebung der Wasserentgelte nach Gemeinden erfolgt ab 

2007 im dreijährigen Turnus für das Berichtsjahr und die zwei 

vorhergehenden Jahre. Rechtsgrundlage ist § 11 Abs. 2 Nr. 4 

Umweltstatistikgesetz. Die nächste Aktualisierung erfolgt 

somit 2010. Auskunftspflichtig sind Anstalten, Körperschaften, 

Unternehmen und andere Einrichtungen, die Anlagen für die 

öffentliche Wasserversorgung betreiben, beziehungsweise 

die für die Wasserversorgung zuständigen Gebietskörper-

schaften. Erfasst werden verbrauchsabhängige und ver-

brauchsunabhängige Preisbestandteile. Einmalige Zahlungen 

wie z.B. Anschlussgebühren waren nicht einzubeziehen.

Bestandteile der Trinkwasserentgelte

Die Trinkwasserentgelte wurden in Rheinland-Pfalz bei den 

zuständigen Wasserversorgern erfragt. Diese hatten das ver-

brauchsabhängige sowie das verbrauchsunabhängige Entgelt 

je Monat (z.B. für die Zählermiete) anzugeben. Letzteres sollte 

sich auf einen typischen Haushalt in der Gemeinde beziehen. 

In einigen Fällen mussten diese in Absprache mit den Aus-

kunftspflichtigen errechnet werden.

Versorgten mehrere Wasserversorger mit unterschiedlichen 

Entgeltstrukturen eine Kommune, wurde ein Durchschnitts-

preis auf Basis der versorgten Einwohner errechnet. Es liegt 

somit nur ein Wasserpreis je Gemeinde vor. Für die Berech-

nung von Durchschnittspreisen für Verbandsgemeinden, 

Landkreise und das Land wurde zu den Nettoentgelten die 

Mehrwertsteuer (7%) addiert und dann die Werte mit den 

Einwohnerzahlen zum Stichtag 31. Dezember 2007 gewichtet.

Methodik

Trinkwasserentgelte

Verbrauchsabhängig
je m³ Wasserbezug

Verbrauchsunabhängig
haushaltsüblich pauschal 

je Monat

Innerhalb von Rheinland-Pfalz reichen die 

durchschnittlichen Kosten eines Muster-

haushaltes für die Wasserversorgung auf 

Kreisebene (es gibt Gemeinden mit höheren 

Entgelten) von 129 Euro in der Stadt Fran-

kenthal bis 284 Euro in der Stadt Mainz. 

Bei den Landkreisen weist Germersheim 

mit 130 Euro den niedrigsten Wert auf. Die 

höchsten Kosten hat ein Musterhaushalt 

im Landkreis Birkenfeld mit 235 Euro.

Unterschiedliche Preisentwicklung

Die Erhebung der Entgelte erfolgte erstmals 

im Jahr 2007 für die Berichtsjahre 2005 bis 

2007. In diesem Zeitraum haben sich in einer 

ganzen Reihe von Gemeinden und Städ-

ten die Entgelte verändert. Die Betrachtung 

erfolgt für den oben definierten Musterhaus-

halt. In 35% der Kommunen gab es keine 

Änderung der Kosten, 55% verzeichneten 

einen Anstieg und 9% eine Abnahme. 

T 1
Durchschnittliche Kosten für die 
Trinkwasserversorgung privater Haushalte1)

2005–2007 nach Ländern

Ein Drittel der 

Kommunen 

ohne Preis-

änderung

Land
2005 2006 2007

EUR

Baden-Württemberg 166 169 172
Bayern 130 133 135
Berlin 177 185 183
Brandenburg 221 222 224
Bremen 190 189 188
Hamburg 173 177 177
Hessen 181 182 184
Mecklenburg-Vorpommern 199 203 207
Niedersachsen 137 139 141
Nordrhein-Westfalen 227 230 233
Rheinland-Pfalz 177 179 184
Saarland 188 197 202
Sachsen 270 270 271
Sachsen-Anhalt 219 221 221
Schleswig-Holstein 137 138 140
Thüringen 265 276 275
Deutschland 185 188 190

1) Die Kosten setzen sich zusammen aus „verbrauchsabhängigem Entgelt“ 
(Kubikmeterpreis) und „haushaltsüblichem verbrauchsunabhängigem Entgelt“ 
(Grundgebühr). Sie wurden für Musterhaushalte mit einem jährlichen Ver-
brauch von 80 m³ gerechnet.

Die größte Steigerung erfolgte in der Ver-

bandsgemeinde Simmern. Hier stieg die 

Belastung um rund ein Drittel auf gut 137 

Euro. Im Vergleich zu anderen Gemeinden 

und Städten ist die Belastung aber noch 

immer unterdurchschnittlich.

Die größte Kostenentlastung wies zwischen 

2005 und 2007 die Verbandsgemeinde 

Wolfstein mit 9,3% auf. Im Jahr 2007 zahlte 

ein Musterhaushalt hier 162 Euro. 
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4) RICHTLINIE 2000/60/EG DES EUROPÄISCHEN PARLAMENTS UND DES 

RATES vom 23. Oktober 2000 zur Schaffung eines Ordnungsrahmens für 

Maßnahmen der Gemeinschaft im Bereich der Wasserpolitik (ABl. L 327 vom 

22.12.2000, S. 1). 

5) Benchmarking Wasserwirtschaft Rheinland-Pfalz; Herausgeber: Ministerium für 

Umwelt, Forsten und Verbraucherschutz; Oktober 2006:

http://www.wasserbenchmarking-rp.de/pdf/Abschlussbericht_Projektjahr-2005.pdf.

Jörg Breitenfeld, Diplom-Agrar-

ingenieur, leitet das Referat Land-

wirtschaft und Umwelt.

G 5
Aufwendungen der öffentlichen Wasser-
versorgungsunternehmen 2005 
nach Kostenarten

Quelle: Ministerium für Umwelt, Forsten und Verbraucherschutz,
Wirtschaftliche Analyse der Wassernutzungen; eigene Berechnungen.
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Vielzahl von Bestimmungsgründen für 

die unterschiedliche Kostenbelastung

Die sogenannte EU-Wasserrahmenrichtlinie 

fordert in Artikel 9, Abs. 1: „Die Mitgliedstaaten 

berücksichtigen unter Einbeziehung der 

wirtschaftlichen Analyse gemäß Anhang III 

und insbesondere unter Zugrundelegung 

des Verursacherprinzips den Grundsatz 

der Deckung der Kosten der Wasserdienst-

leistungen einschließlich umwelt- und 

ressourcenbezogener Kosten.“ 4) Das 

Ministerium für Umwelt, Forsten und Ver-

braucherschutz Rheinland-Pfalz unterstützt 

aufgrund der Forderungen der Wasser-

rahmenrichtlinie ein Benchmarking5) der 

kommunalen Unternehmen der Wasser-

versorgung und Abwasserbeseitigung. Als 

bestimmende Faktoren wurden Abschrei-

bungen und Zinsen sowie die Kosten für 

Aufwendungen für die Wassergewinnung 

und -aufbereitung, den Transport und die 

Verteilung ermittelt. Hinzu kommen noch die 

Personalkosten. 

Landesweit entfällt durchschnittlich knapp 

ein Drittel des Aufwandes auf Abschrei-

bungen, z. B. auf die Anlagen zur Trink-

wassergewinnung wie Brunnen und das 

Wasserleitungsnetz. Ein weiteres gutes 

Viertel umfasst der Materialaufwand. Dazu 

gehören die Kosten für die Wassergewin-

nung und Aufbereitung. Ein gutes Fünftel 

des Gesamtaufwandes stellt der Personal-

aufwand dar. Für die Bedienung von Kre-

diten und die Verzinsung des Eigenkapitals 

sind 10% aufzuwenden. Die Fixkosten, zu 

denen Abschreibungen und Zinsen zählen, 

spielen in der öffentlichen Wasserversor-

gung eine wichtige Rolle, sodass die Mög-

lichkeiten durch Einsparung von Wasser 

die Kosten zu reduzieren begrenzt sind. Da 

die einzelnen Aufwandspositionen auf der 

kommunalen Ebene eine unterschiedliche 

Bedeutung haben, ergeben sich daraus die 

unterschiedlichen Kosten für die Versorgung 

der Bevölkerung mit Trinkwasser.

59% des 

Gesamtauf-

wandes entfällt 

auf Abschrei-

bungen sowie 

Materialaufwand
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Regionaldaten der amtlichen Statistik –
Ein Angebot im Spannungsfeld rechtlicher Restriktionen, 

statistisch-methodischer Beschränkungen und dem Bedarf 

an regional tief gegliederten Daten

Teil 2: Möglichkeiten und Grenzen der Regionalisierbarkeit 

Von Dr. Stefan Weil

Die Nachfrage nach regionalisierten Ergebnissen der amtlichen Statis-

tiken ist groß. Planer und Entscheidungsträger auf kommunaler und 

auf Landesebene sowie in Unternehmen benötigen solche Ergebnisse 

ebenso wie z. B. Wissenschaftler, die sich mit Regionalforschung 

befassen. Die amtliche Statistik verfügt über ein breites Angebot an Regionaldaten, die 

in Form von Tabellen, Grafiken und Karten sowie über kundenorientierte Auswertungen 

angeboten werden. Der Regionalisierbarkeit von Erhebungsergebnissen sind jedoch 

Grenzen gesetzt. In der Februarausgabe des Statistischen Monatshefts wurde in einem 

ersten Teil dieses Beitrags das Angebot des Statistischen Landesamtes an regionali-

sierten Ergebnissen dargestellt. Dieser zweite Teil befasst sich mit der grundsätzlichen 

Frage, welche Möglichkeiten und Grenzen bei der Regionalisierung von Ergebnissen der 

amtlichen Statistiken bestehen.

Möglichkeiten und Grenzen der 

Regionalisierung von Ergebnissen 

amtlicher Erhebungen

In der Regel wird bei jeder amtlichen Erhe-

bung ein räumlicher Bezug der erhobenen 

Merkmale hergestellt. Üblich sind hierbei 

geografische Einheiten, die sich aus der 

hierarchischen Verwaltungsgliederung 

ergeben.

Zu diesem Zweck wird in der amtlichen 

Statistik die 1980 vom Europäischen Amt 

für Statistik (Eurostat) entwickelte Syste-

matik der Gebietseinheiten für die Statistik 

(Nomenclature des unités territoriales sta-

tistiques – NUTS) verwendet. Nach dieser 

Nomenklatur bilden die Gemeinden (NUTS 5) 

die niedrigste administrative Gliederungs-

ebene für Erhebungen in der amtlichen 

Statistik. Die nächsthöhere Ebene stellen 

in Rheinland-Pfalz die Verbandsgemein-

den (NUTS 4) dar, gefolgt von den kreis-

freien Städten (gleichzeitig verbandsfreie 

Gemeinden) und Landkreisen (NUTS 3). Die 

höchste Gliederungsebene direkt unterhalb 

des Landes bilden in der amtlichen Statistik 

Räumliche 

Bezugnahme 

auf Ein-

heiten der 

Verwaltungs-

gliederung

NUTS 1–5



Statistische Monatshefte Rheinland-Pfalz 191

Amtliche Statistik

03 2009

die sogenannten „statistischen Regionen“ 

(NUTS 2). In Rheinland-Pfalz entsprechen 

diese den ehemaligen Regierungsbezirken, 

die Anfang 2000 als Verwaltungsebene auf-

gelöst wurden.

Tabelle 1 zeigt die NUTS-Gliederung für das 

Land Rheinland-Pfalz.

Darüber hinaus lassen sich auch andere 

Strukturräume abbilden. Dazu zählen z.B.

5  die Mikrozensus-Regionen („Anpassungs-

schichten“),

5  die landesplanerischen Regionen („Pla-

nungsregionen“),

5  die Agenturbezirke der Bundesagentur 

für Arbeit,

5  die Kammerbezirke der Industrie- und 

Handelskammern bzw. der Handwerks-

kammern und

5  die Tourismusregionen.

Während sich bestimmte Strukturräume 

aus den geografischen Gliederungen der 

Verwaltungseinheiten durchgängig ablei-

ten – wie beispielsweise die Mikrozensus-

1) Vgl. ausführlich Szibalski, M.: Kleinräumige Bevölkerungs- und Wirtschaftsdaten 

in der amtlichen Statistik Europas. Ergebnisse einer Umfrage zur Speicherung, 

Analyse und Publikation. In: Wirtschaft und Statistik 2/2007, S. 137–143.

Regionen und die Planungsregionen –, ist 

dies bei anderen (z. B. den Agenturbezirken) 

nur eingeschränkt gegeben. So lassen sich 

sowohl die Mikrozensus-Regionen als auch 

die Planungsregion grenzscharf aus kreis-

freien Städten und Landkreisen und damit 

auch aus den Gemeinden des Landes 

zusammenfassen (aggregieren). Die Agen-

turbezirke hingegen können lediglich durch 

eine von der Gemeindeebene ausgehende 

Aggregation abgebildet werden. Über die 

Zusammenfassung von Kreisen ist dies 

nicht möglich. Umgekehrt lassen sich die 

anderen angeführten Strukturräume nicht 

aus den Agenturbezirken aggregieren. Die 

regionalen Gliederungen der kommunalen 

Verwaltung und der Bundesagentur für 

Arbeit sind also nur eingeschränkt „kom-

patibel“.

Eine weitergehende geografische Gliede-

rung der Erhebungsergebnisse ist in der 

deutschen amtlichen Statistik – im Gegen-

satz zu anderen europäischen Ländern – 

bisher in der Regel nicht möglich. Die amt-

liche Statistik in Deutschland strebt jedoch 

an, die Nutzung von georeferenzierten 

Daten mit einem kleinräumigen Bezug zu 

ermöglichen. Hierbei soll ein Konzept zur 

Datenhaltung, Analyse und Verbreitung 

von Geofachdaten zum Einsatz kommen, 

das sich in der amtlichen Statistik vieler 

europäischer Staaten bereits bewährt hat. 

Hierdurch sollen raumbezogene Daten 

z. B. über natürliche Personen, Haushalte 

oder Unternehmen bundesweit harmoni-

siert auch unterhalb der Gemeindeebene 

unter Beachtung der nach dem Daten-

schutz und der statistischen Geheim-

haltung vorgegebenen Restriktionen genutzt 

werden können.1)

Ebene Bezeichnung
Zahl der 

geografischen
Einheiten

NUTS 1 Bundesland  1 

NUTS 2 statistische Regionen1)  3 

NUTS 3 kreisfreie Städte und Landkreise  36 

NUTS 4 (LAU 1)2) Verbandsgemeinden  163 

NUTS 5 (LAU 2)2) verbandsfreie und verbandsangehörige 
Gemeinden 2 306 

1) Die „statistischen Regionen“ entsprechen den ehemaligen Regierungs-
bezirken Koblenz, Trier und Rheinhessen-Pfalz. Die Regierungsbezirke 
wurden in Rheinland-Pfalz im Jahr 2000 aufgelöst. – 2) Die Ebenen NUTS 4 
bzw. NUTS 5 wurden im Zuge einer im Juli 2003 in Kraft getretenen 
Verordnung  in LAU 1 bzw. LAU 2 („Local Area Units“) umbenannt.

T 1
Gliederung des Landes Rheinland-Pfalz 
nach der Systematik der Gebietseinheiten 
für die Statistik (NUTS)

Auch andere 

Strukturräume 

lassen sich 

abbilden

Nachweis 

regionalisierter 

Erhebungs-

ergebnisse 

unterhalb der 

Gemeinde-

ebene bislang 

noch nicht 

möglich
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Welche Faktoren beeinflussen die 

Regionalisierbarkeit der Daten der 

amtlichen Statistik?

Bei der Erhebung und Auswertung von 

Daten müssen in der amtlichen Statistik ver-

schiedene Rahmenbedingungen beachtet 

werden. Hierzu gehören im Wesentlichen

5  rechtliche Bestimmungen,

5  die Erhebungsart,

5  die Anzahl der zu erhebenden Einheiten,

5  die Akzeptanz bei den Auskunftspflichti-

gen sowie

5  die Kosten der Erhebungen.

Insbesondere die ersten drei Aspekte haben 

Einfluss auf das Regionalisierungspotenzial 

der in den Erhebungen gewonnenen Daten. 

Aber auch die letzten beiden sind zumin-

dest indirekt von Relevanz, da sie in einem 

– zumeist kausalen – Bezug zu den anderen 

Aspekten stehen.

Zwei wesentliche Teilaspekte der rechtlichen 

Rahmenbedingungen sind die Auskunfts-

pflicht und der Datenschutz. Beide sind im 

Bundesstatistikgesetz (BStatG) geregelt.

Die für den überwiegenden Teil der amt-

lichen Statistiken bestehende Auskunfts-

pflicht (§ 15 BStatG) garantiert eine hohe 

Rücklaufquote und damit – selbst bei 

tiefer fachlicher und regionaler Gliederung 

– aussagekräftige Ergebnisse. Statistiken, 

bei denen keine Verpflichtung zur Auskunft 

besteht, weisen in der Regel hohe Antwort-

ausfälle mit entsprechenden Auswirkungen 

auf die Qualität der Erhebungsergebnisse 

auf (siehe Textkasten Auskunftspflicht).

Das Pendant zur Auskunftspflicht bildet 

die statistische Geheimhaltung: Einzel-

Auskunftspflicht 

und Daten-

schutz stellen 

eine hohe 

Qualität der 

Daten sicher

Verlässliche statistische Informationen bedürfen der Aus-

kunftspflicht bei der Erhebung, da die bzw. der Befragte in 

der Regel kein Eigeninteresse an deren Preisgabe hat (Kol-

lektivgutproblematik). Aus diesem Grunde werden Bürge-

rinnen und Bürger, Unternehmen und andere Institutionen 

gesetzlich verpflichtet, Auskünfte zu amtlichen Statistiken zu 

erteilen. Rechtlich beinhaltet die Auskunftspflicht, dass die 

bzw. der Befragte, die Auskunft vollständig, wahrheitsge-

mäß, unentgeltlich und fristgerecht erteilen muss und dass 

dies gegebenenfalls mittels staatlichen Zwangs durchsetz-

bar ist. Die Auskunftspflicht tangiert allerdings das Grund-

recht auf informationelle Selbstbestimmung. Deshalb darf 

keine Erhebung der amtlichen Statistik ohne gesetzliche 

Ermächtigung erfolgen.

Die Notwendigkeit, vollständiger und zuverlässiger Infor-

mation wächst mit in dem Maße wie aus den Erhebungen 

der amtlichen Statistik regionalisierte und/oder fachlich 

gegliederte Ergebnisse gewonnen werden sollen. Dieses 

Erfordernis besteht insbesondere dann, wenn keine Voll-

erhebungen, sondern nur Teilerhebungen durchgeführt 

werden können.

Der Informationswert von Erhebungsergebnissen, die auf 

freiwilliger Basis gewonnen werden, ist in der Regel redu-

ziert. Dies liegt darin begründet, dass die Beteiligungsquote 

bei freiwilligen Erhebungen meistens geringer ist als bei 

einer Erhebung mit Auskunftspflicht. Untersuchungen des 

Statistischen Bundesamtes zeigen, dass bei Betrieben des 

produzierenden Gewerbes mit Ausfallquoten bis zu 50% 

gerechnet werden muss, wenn die Teilnahme an der Erhe-

bung freigestellt wird. Zudem wirkt sich aus, dass sich bei 

hohen Nonresponse-Quoten die einzelnen Gruppen der 

Grundgesamtheit in der Regel nicht repräsentativ an der 

Erhebung beteiligen. Wenn aber manche Gruppen stärker 

und andere schwächer beteiligt sind, führt dies zu Verzer-

rungen, die die Aussagekraft der Statistiken in elementarer 

Weise mindern.1)

1) Vgl. Westerhoff, Horst-Dieter: Die amtliche Statistik in der demokratischen 

Gesellschaft. In: Wirtschaft und Statistik, H. 11/2007, S. 1130–1145.

Auskunftspflicht

angaben über persönliche und sachliche 

Verhältnisse, die für eine amtliche Statistik 

gemacht werden, sind gemäß § 16 BStatG 

geheim zu halten, soweit durch besondere 

Rechtsvorschrift nichts anderes bestimmt 

ist. Bei jeder Veröffentlichung von geheim-

haltungskritischen Daten wird geprüft, ob 

der Schutz vor der Offenlegung von Ein-

zelangaben garantiert ist (siehe Textkasten 

Geheimhaltung).2)
2) Vgl. auch Statistische Ämter des Bundes und der Länder (Hrsg.): Qualitäts-

standards in der amtlichen Statistik, o. O. 2003., S. 3.
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Ein zentraler Pfeiler der amtlichen Statistik 

ist die Gewährleistung der statistischen 

Geheimhaltung. Alle Auskunftspflichtigen müs-

sen darauf vertrauen können, dass ihre indivi-

duellen Daten geheim bleiben. Damit ist die 

statistische Geheimhaltung gewissermaßen 

eine Gegenleistung für die Auskunftspflicht. 

Andererseits ist mit dem Schutz der Daten 

gegen ihre Offenlegung untrennbar ein Infor-

mationsverlust verbunden, der die Aussage-

fähigkeit der veröffentlichten Statistik (wenn 

auch auf kontrollierbare Weise) reduziert.

In Auswertungen und Veröffentlichungen ist stets 

dafür Sorge zu tragen, dass geheimhaltungs-

kritische Daten von der Anzeige ausgeschlos-

sen werden. Maßnahmen zur Gewährleistung 

der Geheimhaltung können hierbei an den 

aggregrierten Ergebnissen einer statistischen 

Aufbereitung ansetzen oder sich auf das Aus-

gangsmaterial (die Mikrodaten) einer Statistik 

beziehen. Im ersten Fall wird von Tabellen-

geheimhaltung (auf der Grundlage sogenannter 

Zellsperrungsverfahren oder Rundungsverfah-

ren) im zweiten Fall von Anonymisierung des 

Ausgangsdatenmaterials gesprochen.1)

Im Rahmen der Tabellengeheimhaltung wird 

die „Unterdrückung“ dieser Tabellenfelder als 

„primäre Geheimhaltung“ bezeichnet. Danach 

sind z.B. Aggregationen von Daten mit weniger 

als drei Einzelfällen oder mit dominanten Ein-

zelwerten problematisch. Neben der primären 

Sperrung von Tabellenfeldern müssen in der 

Regel zusätzliche Werte sekundär gesperrt 

werden, um eine Aufdeckung der primär 

gesperrten Zellen im Rahmen von Gegen-

rechnungen (z.B. einfache Differenzbildung bei 

Zwischensummen aufweisenden Tabellen) zu 

verhindern.

Mikrodaten hingegen, wie sie beispielsweise 

von den FDZ für die wissenschaftliche Nutzung 

angeboten werden („Scientific Use Files“), müs-

sen durch gezielte Veränderungen (z.B. Weg-

lassen, Vergröbern oder Vertauschen von Merk-

malen, Ziehen von Stichproben usw.) zumindest 

„faktisch anonymisiert“ werden. So wird sicher-

gestellt, dass die ausgewiesenen Einzelfälle vor 

„Deanonymisierung“ durch die Datennutzer 

geschützt sind.

Das Grundprinzip der Anonymisierung besteht 

darin, durch (merkmalsträger-, merkmals- oder 

ausprägungsbezogene) Informationsreduktion 

oder Informationsveränderung (Datenverände-

rung) eine Reidentifikation der Merkmalsträger 

weitgehend zu verhindern. Informationsre-

duktion erfolgt bei den merkmalsbezogenen 

Verfahren durch das Entfernen auffälliger 

Merkmalsträger („Ausreißer“), systematische 

Einschränkung der Grundgesamtheit (Entfer-

nen einer Teilgesamtheit) oder durch Ziehen 

einer (Sub-)Stichprobe. Bei merkmalsbezo-

genen Verfahren werden Merkmale beseitigt 

(Variablenunterdrückung), ersetzt (z.B. durch 

Kennziffern oder Indizes) oder zusammenge-

fasst bzw. Merkmalsausprägungen vergröbert 

(z. B. durch Gruppierung in Größenklassen, 

Rundung). Beim ausprägungsbezogenen Vor-

gehen werden hingegen einzelne Werte (von 

Ausprägungen, die in der Stichprobe sehr 

selten vorkommen oder gar einzigartig sind) 

unterdrückt.

Werden lediglich merkmalsträgerbezogene 

Informationen wie Name, Anschrift oder z.B.

Sozialversicherungsnummer unterdrückt, liegt 

eine „formale Anonymisierung“ vor. Formal 

anonymisierte Mikrodaten werden von den 

FDZ lediglich im Rahmen der kontrollierten 

Datenfernverarbeitung bereitgestellt. „Fak-

tische Anonymisierung“ bedeutet hingegen, 

dass Reidentifikationsbemühungen durch wei-

tere Informationsreduktion so weit erschwert 

werden, dass sie sich – rationales Verhalten 

der potenziellen Nutzer vorausgesetzt – öko-

nomisch nicht lohnen (Reidentifikationsauf-

wand ist größer als der Nutzen der zusätzlich 

gewonnenen Information).

Das faktisch anonymisierte Datenmaterial ver-

fügt häufig nur noch über ein eingeschränktes 

Analysepotenzial.2) Sehr stark reduziert ist 

das Analysepotenzial jedoch in den für einen 

breiteren Nutzerkreis aufbereiteten vollständig 

anonymisierten Datensätzen in den sogenann-

ten „Public Use Files“.

1) Vgl. auch Heitzig, Jobst: Möglichkeiten zur statistischen 

Geheimhaltung bei komplexen Analysen amtlicher Mikro-

daten in Forschungsdatenzentren. In: METHODEN – VER-

FAHREN – ENTWICKLUNGEN, Nachrichten aus dem 

Statistischen Bundesamt, Ausgabe 1/2005, S. 7–8.

2) Zu Anonymisierungsverfahren und ihrer Auswirkung auf 

das Analysepotenzial siehe ausführlich Ronning, Gerd, u.a.: 

Handbuch zur Anonymisierung wirtschaftsstatistischer 

Mikrodaten. Statistik und Wissenschaft, Bd. 4, hrsg. v. 

Statistischen Bundesamt. Wiesbaden 2005, und Rose-

mann, Martin: Auswirkungen datenverändernder Anony-

misierungsverfahren auf die Analyse von Mikrodaten. IAW-

Forschungsberichte, Nr. 66, hrsg. v. Institut für Angewandte 

Wirtschaftsforschung Tübingen. Tübingen 2006.

Geheimhaltung
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Häufig zwingen jedoch neben dem Akzep-

tanzkriterium auch Ansprüche im Hinblick 

auf die Aktualität sowie Kostenaspekte 

dazu, eine Statistik nicht als Vollerhebung, 

sondern in Form einer Teilerhebung durch-

zuführen. Unabhängig hiervon bleibt in 

methodischer Hinsicht die Vollerhebung 

notwendige Voraussetzung für die Schaf-

fung einer vollständigen Grundlage für 

die Auswahl von Erhebungseinheiten bei 

Teilerhebungen. Für diese muss sicher-

gestellt sein, dass sie weitgehend alle 

erhebungsrelevanten Einheiten umfasst 

und dass die bei der Auswahl zu berück-

sichtigenden Charakteristika der Aus-

wahleinheiten nachgewiesen werden. Nur 

wenn diese Voraussetzungen erfüllt sind, 

ist eine repräsentative Auswahl der Erhe-

bungseinheiten möglich.

Werden die Erhebungseinheiten aus der 

Grundgesamtheit nach dem Zufallsprin-

zip ausgewählt, so wird von einer Zufalls-

stichprobe gesprochen. Ein Beispiel ist der 

Mikrozensus. Auf diese Erhebung wird im 

dritten Teil des Beitrags in der Aprilausgabe 

des Statistischen Monatshefts detaillierter 

eingegangen werden.

Die amtliche Statistik ist bei ihren Erhe-

bungen in besonderem Maße auf das Ver-

trauen und die Mitarbeit der befragten Bür-

gerinnen und Bürger sowie der befragten 

Institutionen angewiesen. Deshalb gehört es 

zu den Zielen der statistischen Ämter, durch 

möglichst geringe Belastung der Auskunft-

gebenden, eine breite Akzeptanz zu gewähr-

leisten. Um dies zu erreichen, wird für die 

jeweilige Statistik stets die geeignetste – und 

nach Möglichkeit auch belastungsärmste – 

Erhebungsmethode gewählt. Andererseits 

müssen die in der amtlichen Statistik ein-

gesetzten Methoden eine möglichst weit-

gehende Repräsentativität der Ergebnisse 

sicherstellen. Aus diesem Grund werden 

grundsätzlich nur solche Erhebungs- und 

Hochrechnungsverfahren verwendet, die 

wirklichkeitsnahe Rückschlüsse auf die 

Gegebenheiten in der darzustellenden 

Grundgesamtheit gewährleisten.

Bei Vollerhebungen werden die benöti-

gten Informationen von allen Einheiten der 

Grundgesamtheit (z.B. allen Unternehmen 

des produzierenden Gewerbes) eingeholt 

und ausgewertet. Vollerhebungen bieten 

in der Regel aussagekräftige Ergebnisse in 

tiefer fachlicher und regionaler Gliederung.

Bei Voll-

erhebungen 

gehen 

Informationen 

von allen 

Einheiten der 

Grundgesamt-

heit ein

Die Rahmen-

bedingungen 

erlauben nur 

in Einzelfällen 

die Durch-

führung von 

Vollerhebungen

Bei Stichproben 

erfolgt die 

Auswahl der 

Erhebungsein-

heiten zufällig

G 1 Erhebungsarten in der amtlichen Statistik
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Quoten-
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von der Grundgesamtheit „abgeschnitten“. 

Solche Abschneideverfahren beruhen auf 

dem Konzentrationsprinzip; d.h., in der Regel 

werden hier nur die „großen“ Einheiten der 

Gesamtheit in die Erhebung einbezogen, 

weil sie den größten Beitrag zu den rele-

vanten Merkmalen liefern. Teilerhebungen 

mit Abschneidegrenze sind insbesondere 

dann ein probates Auswahlverfahren, wenn 

die Ergebnisse einer Erhebung maßgeblich 

durch relativ wenige Einheiten mit hohen 

Merkmalswerten bestimmt sind. So werden 

etwa bei Erhebungen des produzierenden 

Gewerbes oder der Einzelhandelsstatistik 

lediglich die „größeren“ Erhebungseinheiten 

oberhalb einer festgelegten „Abschneide-

grenze“ befragt. Auf solche Erhebungen 

wird insbesondere bei den im Rahmen des 

dritten Teils dieses Beitrages dargestellten 

Wirtschaftsstatistiken näher eingegangen.

Das Abschneideverfahren ist sowohl gegen-

über Zufallsstichproben als auch gegen-

über Vollerhebungen nicht nur hinsichtlich 

der Belastung der Befragten vorteilhaft. So 

genügt bei hinreichender Konzentration 

auf große Einheiten auch im Vergleich zur 

Zufallsstichprobe ein vergleichsweise gerin-

gerer Auswahlsatz, was nicht nur die Kosten 

reduziert, sondern auch eine schnellere 

Obwohl bei Stichprobenerhebungen nur ein 

Teil der Grundgesamtheit einbezogen wird, 

ermöglichen sie durch die zufällige Auswahl 

der Erhebungseinheiten statistisch gesi-

cherte Rückschlüsse auf die Gesamtheit. 

Die Zuverlässigkeit dieser auf die Grund-

gesamtheit hochgerechneten Ergebnisse 

kann mithilfe der Wahrscheinlichkeitsrech-

nung abgeschätzt werden.

Die Genauigkeit der Ergebnisse bei Stich-

probenerhebungen ist im Wesentlichen 

abhängig von 

5  dem Umfang und der Struktur der Aus-

wahlgrundlage (Grundgesamtheit),

5  dem Stichprobenumfang,

5  dem Auswahlverfahren,

5  der Schätzmethodik und

5  dem Hochrechnungsverfahren.

Diese Kriterien haben zugleich Einfluss auf 

das Regionalisierungspotenzial der aus den 

Erhebungen gewonnenen Daten. Generell 

kann festgestellt werden:

5  Stichprobenfehler fallen umso geringer 

aus, je homogener die Grundgesamtheit 

und je größer der Stichprobenumfang 

sind und 

5  bei gegebenem Stichprobenumfang neh-

men mit zunehmender Regionalisierung 

die Problematik von Stichprobenfehlern 

zu und die Repräsentativität der erho-

benen Daten ab.

Ist die Durchführung einer Zufallsstichprobe 

aus methodischen oder anderen Gründen 

nicht realisierbar, werden Auswahlverfahren 

herangezogen, bei denen bewusst eine Teil-

masse der Grundgesamtheit von der Erhe-

bung ausgeschlossen wird.

Häufig werden solche Teilmassen nach 

einem Ausschlusskriterium festgelegt und 

Das Problem 

von Stich-

probenfehlern 

steigt mit dem 

Grad der Regio-

nalisierung

Die Ergebnisse von Stichprobenerhebungen stimmen i.d.R. 

nicht genau mit den Ergebnissen einer entsprechenden 

(idealen) Vollerhebung überein. Vielmehr weichen die Ergeb-

nisse zufallsbedingt davon mehr oder weniger stark ab. Bei 

der Verwendung von Stichprobenergebnissen muss in der 

statistischen Praxis daher stets ihr Fehlerbereich berück-

sichtigt werden. Bei Stichproben, die nach dem Zufalls-

prinzip gezogen werden, lässt sich anhand mathematischer 

Methoden die Breite des Fehlerbereichs, dem „Vertrauens-“ 

oder „Konfidenzintervall“, ermitteln. Der „wahre Wert“ liegt 

mit einer bestimmten Wahrscheinlichkeit innerhalb dieses 

Intervalls.
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Bereitstellung der Ergebnisse ermöglicht. 

Ein Nachteil von Teilerhebungen nach dem 

Abschneideverfahren ist, dass sie keine 

Aussagen über die „kleineren“ Einheiten 

unterhalb der Abschneidegrenze ermög-

lichen. Daher sind sie im streng metho-

dischen Sinne auch nur bedingt repräsen-

tativ für die Gesamtheit. Teilerhebungen mit 

Abschneidegrenze werden in der amtlichen 

Statistik daher vorwiegend zur Beobach-

tung kurzfristiger zeitlicher Entwicklungen 

in den Wirtschaftsstatistiken eingesetzt 

(Konjunkturstatistiken), während die Analyse 

von längerfristigen (strukturellen) Verände-

rungen häufig Vollerhebungen erfordert 

(Strukturstatistiken).

Ein weiteres Verfahren zur Ausgestaltung 

von Teilerhebungen in der amtlichen Statistik 

ist die „typische Auswahl“. Bei dieser Art der 

Auswahl werden nach festgelegten Kriterien 

solche Fälle für die Erhebung ausgewählt, 

bei denen davon ausgegangen werden 

kann, dass sie ein aussagekräftiges Abbild 

der zu beschreibenden Wirklichkeit abge-

ben. Die typische Auswahl wird angewen-

det, wenn die Vielfalt und Komplexität der 

zu beschreibenden Merkmale es unmög-

lich machen, eine Auswahlgrundlage für 

eine Zufallsauswahl zu erstellen. Dies gilt 

beispielsweise für den Bereich der Preis-

statistik.

Neben dem genannten Verfahren findet in 

der amtlichen Statistik auch die Quotenaus-

wahl oder Quotenstichprobe Anwendung. 

Bei der Quotenauswahl wird die Zusam-

mensetzung der Stichprobe so gesteu-

ert, dass für bestimmte Merkmalsausprä-

gungen Anteilswerte der Grundgesamtheit 

(Quoten) vorgeschrieben werden. Dieses 

Auswahlverfahren enthält damit – wie das 

Abschneideverfahren – willkürliche (sub-

jektive) Momente. Es wird in der amtlichen 

Statistik kaum genutzt. Wenn es eingesetzt 

wird, dann nur bei Erhebungen, bei denen 

sich eine zufallsgesteuerte Auswahl nicht 

mit vertretbarem Aufwand in die Praxis 

umsetzen lässt. Ein Beispiel ist die Einkom-

mens- und Verbrauchsstichprobe.

Bei Teilerhebungen, die unter Anwendung 

des Abschneideverfahrens durchgeführt 

werden, wird das Regionalisierungspotenzial 

wesentlich von der Höhe der Abschneide-

grenze beeinflusst. Je höher die Abschnei-

degrenze gesetzt wird, umso weniger Ein-

heiten gelangen in die Auswahl. Gleichzeitig 

nimmt die Geheimhaltungsproblematik zu, 

sobald die Erhebungsergebnisse regionali-

siert und/oder fachlich gegliedert werden. 

Daneben sinkt die Adäquanz der Daten, weil 

die willkürliche Auswahl der Einheiten zwar 

auf höheren Aggregationsniveaus zwar eini-

germaßen „repräsentativ“ ist, nicht aber für 

die regionalisierten Teilgesamtheiten. Diese 

Problematik stellt sich analog für die Erhe-

bungen, bei denen die Quotenauswahl oder 

die typische Auswahl Verwendung findet.

Besteht bei einer Teilerhebung der Wunsch, 

die Daten nicht nur regional, sondern auch 

fachlich gegliedert auszuweisen, entsteht 

zwischen diesen beiden Gliederungs-

dimensionen eine Konkurrenzsituation. 

Bei zunehmender fachlicher Gliederungs-

tiefe nimmt das Regionalisierungspotenzial 

der Erhebungsergebnisse, insbesondere 

wegen der Geheimhaltungsproblematik, ab. 

Bei Stichprobenerhebungen nimmt darüber 

hinaus der Stichprobenfehler zu. Dane-

ben sinkt die Repräsentativität der Daten. 

D. h. letztlich, dass regional und fachlich tief 

gegliederte Ergebnisse von hoher Qualität 

nur über Vollerhebungen gewonnen werden 

können.
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Ausblick

In der April-Ausgabe des Statistischen 

Monatsheftes werden im dritten Teil dieses 

Beitrags wichtige Bereiche der amtlichen 

Statistik aufgezeigt, in denen regionalisierte 

Erhebungsergebnisse angeboten werden.

Dr. Stefan Weil ist Referent im 

Referat Analysen, Volkswirtschaft-

liche Gesamtrechnungen, Veröf-

fentlichungen, Forschungsdaten-

zentrum.
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Von Dr. Ludwig Böckmann und Thomas Kirschey

Wirtschaft in Rheinland-Pfalz

Leichter Rückgang des Geschäfts-
klimaindex im Februar

Der ifo Geschäftsklimaindex für die gewerb-

liche Wirtschaft gilt als wichtiger qualitativer 

Frühindikator für die Konjunktur in Deutsch-

land. Für seine Ermittlung befragt das Mün-

chener ifo Institut monatlich 7 000 Unter-

nehmen.

Nach dem leichten Anstieg im Januar hat 

sich der ifo Geschäftsklimaindex im Februar 

wieder etwas verschlechtert. Der Index-

wert sank von 83 auf 82,6 Punkte. Eine 

konjunkturelle Wende ist damit in Deutsch-

land weiterhin nicht in Sicht. Für das erste 

Quartal wird eine deutliche Schrumpfung 

des Inlandsprodukts erwartet.

Allerdings haben sich die Erwartungen der 

Unternehmen für die kommenden sechs 

Monate weiter verbessert; schon im Januar 

waren sie günstiger ausgefallen. Der Erwar-

tungsindex stieg im Februar von 79,5 auf 

80,9 Punkte. Zur Stimmungsverbesserung 

könnten die vielen Konjunkturprogramme 

rund um den Globus sowie die Zins- und die 

Rohstoffpreissenkungen beigetragen haben.

Die Einschätzung der aktuellen Geschäfts-

lage hat sich bei den befragten Unterneh-

men dagegen erneut verschlechtert. Der 

Lageindex sank von 86,8 auf 84,3 Punkte. 

Er gab damit zum vierten Mal in Folge nach.

Nach den teils kräftigen Stimmungseintrü-

bungen in den vergangenen Monaten hat 

sich das Klima im verarbeitenden Gewerbe 

auch im Februar ungünstig entwickelt. Dies 

ist auf eine deutliche Verschlechterung 

der Lagebeurteilung zurückzuführen. Die 

Geschäftserwartungen haben sich dage-

gen verbessert.

Stand:
Februar

2009

ifo Geschäftsklima Deutschland
ifo Konjunkturtest Gewerbliche Wirtschaft1)
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1) Verarbeitendes Gewerbe, Bauhauptgewerbe, Groß- und Einzelhandel (saisonbereinigt).

Quelle: ifo Institut für Wirtschaftsforschung an der Universität München.

Geschäftserwartungen Beurteilung der Geschäftslage

2009

Im Baugewerbe hat sich die Stimmung zum 

zweiten Mal in Folge verbessert. Sowohl die 

Lagebeurteilung als auch die Geschäfts-

erwartungen der Bauunternehmer fielen 

günstiger aus als im Vormonat. Grund hier-

für dürfte das Konjunkturpaket der Bun-

desregierung sein, von dem besonders die 

Bauwirtschaft profitieren wird.

Im Handel ist die Stimmung uneinheitlich. 

Während sich das Klima im Großhandel 

eintrübte, zeigte sich der Einzelhandel 

zufriedener. Hier hat sich das Geschäfts-

klima nun schon zum dritten Mal in Folge 

verbessert.

Auftragseingänge im verarbeitenden 
Gewerbe weiter deutlich rückläufig

Die Auftragseingänge sind quantitative 

Frühindikatoren der Konjunkturentwick-

lung; sie laufen der Konjunktur um meh-

rere Monate voraus. Die Beobachtung der 

Geschäfts-

klimaindex 

verschlechterte 

sich wieder

Verbesserte 

Einschätzung 

der Geschäfts-

aussichten

Weitere Klima-

eintrübung im 

verarbeitenden 

Gewerbe

Günstigeres 

Geschäftsklima 

im Baugewerbe

Verbessertes 

Geschäftsklima 

im Einzelhandel



Statistische Monatshefte Rheinland-Pfalz 199

Daten zur Konjunktur

03 2009

Frühindikatoren ermöglicht einen gewissen 

Ausblick auf die künftige konjunkturelle 

Entwicklung.

Da die Auftragseingänge des verarbei-

tenden Gewerbes, etwa aufgrund von 

Großaufträgen, von Monat zu Monat stark 

schwanken können, wird zur Konjunktur-

beurteilung der gleitende Drei-Monats-

Durchschnitt herangezogen.

Im rheinland-pfälzischen verarbeitenden 

Gewerbe gab es bis März 2008 über einen 

langen Zeitraum steigende Auftragsein-

gänge (im Vergleich zum jeweiligen Vor-

jahresmonat). Ende 2007 und Anfang 2008 

erreichten die Indizes Höchststände. Im 

April 2008 war zum ersten Mal nach mehr 

als vier Jahren eine Verschlechterung der 

Auftragseingänge registriert worden. Im 

November 2008 kam es nun mit einem 

Minus von 33,6% zum höchsten Rückgang 

des Ordervolumens, der in den letzten 

Jahren beobachtet wurde (Oktober 2008: 

–24,5%).

Seit Juni 2008 gab es im verarbeitenden 

Gewerbe sowohl bei den Inlandsaufträgen 

als auch bei den Auslandsaufträgen Rück-

gänge, die jeweils stärker waren als im 

Vormonat. Zuletzt sank die heimische 

Nachfrage im November um 22,5%. Die 

Auftragseingänge aus dem Ausland ver-

schlechterten sich mit einem Minus von 

43% im November 2008 bereits zum 

fünften Mal in Folge im zweistelligen Be-

reich.

Im Wirtschaftszweig „Herstellung von 

chemischen Erzeugnissen“ (Anteil am 

Umsatz des verarbeitenden Gewerbes: 32%) 

verminderten sich die Auftragseingänge 

im November 2008 gegenüber dem 

November des Vorjahres um 23,7%. Im 

September war es erstmals seit Januar 

2004 wieder zu einem Rückgang der 

Nachfrage gekommen.

Die aktuelle Entwicklung wird von Auf-

tragsrückgängen sowohl aus dem Inland 

als auch aus dem Ausland verursacht. Bei 

den Bestellungen aus dem Inland kam es 

im November zu einer Verschlechterung 

um 18,2%. Die Aufträge aus dem Ausland 

sanken sogar um 26,4%.

Im Fahrzeugbau, der etwa 17% zum Gesamt-

umsatz des verarbeitenden Gewerbes bei-

steuert, kam es im November 2008 mit 

einem Minus von 68,4% zu einem weiteren 

sehr deutlichen Rückgang der Auftragsein-

gänge (Oktober 2008: –63,2%). Seitdem es 

im Februar nach anderthalb Jahren erst-

mals wieder ein sinkendes Ordervolumen 

gab, fielen die Rückgänge in jedem Monat 

stärker aus als im jeweiligen Vormonat. 

Im November 2008 war bei der inländischen 

Nachfrage nach Fahrzeugen und Kompo-

nenten aus der heimischen Produktion mit 

–53% wieder ein kräftiger Rückgang zu 

registrieren. Die Inlandsnachfrage sinkt in 

dieser Branche bereits seit Februar 2008. 

Außerdem ist im November 2008 auch die 

Auslandsnachfrage mit einem Minus von 

80,1% zum neunten Mal in Folge niedriger 

ausgefallen als im Vorjahr.

In der Metallerzeugung und -verarbeitung 

(Umsatzanteil im verarbeitenden Gewerbe: 

11%) sanken die Auftragseingänge im 

November 2008 gegenüber dem entspre-

chenden Vorjahresmonat um 21,4% und 

damit noch einmal stärker als im Okto-

ber. Im August 2008 hatte es erstmals seit 

Februar 2007 wieder einen Auftragsrück-

gang gegeben.

Bei den Inlandsbestellungen ergab sich im 

November ein Minus von 18,2%. Damit war 

die aktuelle Nachfrageentwicklung noch 

deutlich ungünstiger als im Frühjahr 2005. 

Das Volumen der Auslandsaufträge sank im 

November mit –25,9% ebenfalls so kräftig 

wie seit Jahren nicht.
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Im Maschinenbau (Anteil am Umsatz des 

verarbeitenden Gewerbes: 10%) verringerte 

sich die Nachfrage im Vorjahresvergleich zum 

sechsten Mal in Folge. Im November 2008 

gab es allerdings mit –39,6% einen deutlich 

stärkeren Rückgang als in den Vormonaten. 

Bis Mai 2008 hatte es mehr als drei Jahre 

lang Auftragszuwächse gegeben.

Im November 2008 ist auch die heimische 

Nachfrage gegenüber dem Vorjahresmonat 

um 19,1% gesunken. Zuvor gab es im 

Oktober ein Minus von 3,7%, nach sieben 

Monaten mit Zuwächsen. Die schlechte 

Gesamtsituation wird allerdings in erster 

Linie durch den kräftigen Einbruch bei 

den Auftragseingängen aus dem Ausland 

bestimmt. Mit –50,8% im November fiel der 

Rückgang noch einmal sehr viel deutlicher 

aus als im Oktober (–32,2%).

Weiterhin steigende Auftragseingänge 
im Bauhauptgewerbe – Zahl der 
Baugenehmigungen erneut gesunken

Im Bauhauptgewerbe ist der Drei-Monats-

Durchschnitt des Auftragseingangs im 

November 2008 gegenüber dem Vor-

jahresmonat mit +4,7% nicht mehr so kräf-

tig gestiegen, wie in den drei Vormonaten. 

Allerdings wurde dieses Auftragsplus in 

einem Bereich von 19,7 bis 27,8% sehr stark 

durch den zeitgleichen Abschluss mehrerer 

Großaufträge im Bereich des gewerblichen 

und des öffentlichen Hochbaus im Berichts-

monat September 2008 verursacht.

Die Baugenehmigungen im Wohnungs-

bau gingen im November 2008 um 14,9% 

zurück.

Leichte Umsatzrückgänge im Handel – 
stärkere Einbußen im Gastgewerbe

Die Handelsumsätze – vor allem die Einzel-

handelsumsätze – gelten als Einzelindika-

toren, die fast zeitgleich mit der Konjunktur 

laufen. Auch hier wird üblicherweise zur 

Konjunkturbeobachtung mit gleitenden 

Drei-Monats-Durchschnitten gearbeitet, 

um starke monatliche Schwankungen zu 

glätten.

Mit dem Ziel, die Repräsentativität der 

Handelsstatistiken am aktuellen Rand 

zu verbessern, wurden die Stichproben 

der berichtspflichtigen Betriebe durch 

eine „Neuzugangsstichprobe“ ergänzt. 

Durch die rückwirkende Einbeziehung neu 

gegründeter Unternehmen können zwar 

Umsatzmesszahlen ab Januar 2007 ermit-

telt werden, diese sind aber mit den zuvor 

berechneten Werten nicht kompatibel. 

Daher können die gleitenden Drei-Monats-

Durchschnitte im Vorjahresvergleich erst 

wieder seit dem Vorliegen der Ergebnisse 

für den Berichtsmonat März 2008 gebildet 

werden.

Die Einzelhandelsumsätze wiesen nach 

Einbeziehung der „Neuzugangsstichprobe“ 

im November 2008 im Drei-Monats-Durch-

schnitt einen realen Rückgang um 0,1% 

gegenüber November 2007 auf. Davor 

hatte es von August bis Oktober Umsatz-

zuwächse zwischen 0,9 und 1,3% gege-

ben.

Die Umsätze im Großhandel sanken nach 

Einbeziehung der „Neuzugangsstichprobe“ 

im November 2008 im Vorjahresvergleich 

real um 1% und damit wieder etwas stär-

ker als im September und Oktober. Seit 

Februar 2008 hat es im Großhandel in allen 

Monaten des Jahres Umsatzrückgänge 

gegeben.

Im Gastgewerbe kommt es ebenfalls bereits 

seit Februar 2008 zu Umsatzeinbußen. Im 

November lagen die Umsätze der Hotels, 

Pensionen, Gaststätten usw. preisbereinigt 

um 3,2% unter dem Vorjahreswert. Der 

Rückgang fiel stärker aus als in den voran-

gegangenen Monaten. 
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Jahresteuerungsrate auch im Februar 
2009 nur bei 0,8%

Preisindizes – insbesondere der Index der 

Verbraucherpreise – gelten als Spannungs-

indikatoren, welche die „Erhitzung“ oder 

„Entspannung“ der Konjunktur anzeigen.

Der rheinland-pfälzische Verbraucherpreis-

index stieg im Februar 2009 im Vergleich 

zum Vormonat um 0,5%. Gegenüber dem 

Februar des Vorjahres ist er lediglich um 

0,8% gestiegen. Damit war die Teuerungs-

rate genauso hoch wie im Januar 2009. 

Noch niedriger fiel der Anstieg zuletzt im 

Februar 2004 aus. Zu der deutlichen Preis-

dämpfung trugen insbesondere die im Vor-

jahresvergleich kräftig gesunkenen Kraft-

stoff- (–13,1%) und Heizölpreise (–26,9%) 

bei.

Überproportionale Preisanstiege im Vor-

jahresvergleich gab es im Februar 2009 

unter anderem in den Indexhauptgrup-

pen „Wohnung, Wasser, Strom, Gas u. a. 

Brennstoffe“ (+2%) sowie „Beherbergungs- 

und Gaststättendienstleistungen“ (+1,5%). 

Dagegen waren die Preise in den Bereichen 

„Verkehr“ (–2%) sowie „Nachrichtenüber-

mittlung“ (–2,9%) niedriger als im Februar 

2008. Ein besonders starker Rückgang 

der Preise war im Bereich „Bildungswesen“ 

(–15,2%) zu verzeichnen. Dieser wird durch 

die – im September 2008 begonnene – 

schrittweise Abschaffung von Kinder-

gartenbeiträgen verursacht.

Arbeitslosigkeit weiter gestiegen

Die Zahl der Arbeitslosen ist in Deutschland 

ein nachlaufender Indikator, der weniger 

über die künftige konjunkturelle Entwick-

lung aussagt, dafür aber einen wichtigen 

Gesamtindikator für die Wirtschaftspolitik 

darstellt.

Die Arbeitslosigkeit hat im Februar 2009 

weiter zugenommen. Nach Einschätzung 

der Regionaldirektion Rheinland-Pfalz-

Saarland ist dieser Anstieg nicht mehr 

nur saisonal sondern auch konjunkturell 

bedingt. Vom Anstieg der Arbeitslosigkeit 

waren vor allem die Metall- und Elektrobe-

rufe betroffen.

Insgesamt waren im Februar in Rheinland-

Pfalz 133500 Frauen und Männer arbeits-

los. Im Vergleich zum Vormonat gab es 

damit rund 3 100 Arbeitsuchende mehr 

(+2,3%). Der Einfluss der Konjunktur zeigt 

sich vor allem darin, dass nun – erstmals seit 

langem – die Arbeitslosigkeit auch gegen-

über dem entsprechenden Vorjahresmonat 

gestiegen ist. Im Vergleich zu Februar 2008 

war die Zahl der Arbeitslosen um 4 700 

höher (+3,7%).

Die Arbeitslosenquote, d.h. der Anteil der 

Arbeitslosen an allen zivilen Erwerbs-

personen, belief sich im Februar 2009 

auf 6,4%. Sie lag damit leicht über dem 

Wert des Vormonats (Januar 2009: 6,3%) 

und auch leicht über dem Vorjahreswert 

(Februar 2008: 6,3%).

Dr. Ludwig Böckmann leitet das 

Referat Analysen, Volkswirtschaft-

liche Gesamtrechnungen, Veröffent-

lichungen, Forschungsdatenzentrum;

Thomas Kirschey, Diplom-Volkswirt, 

ist in dem Bereich Analysen und Pro-

gnosen als Referent tätig.
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1) Anteil der Wirtschaftsbereiche an der Bruttowertschöpfung in Rheinland-Pfalz 2007. – 2) Ausbaugewerbe: Quartale. –3) Der 
Durchschnittswert wird in der Mitte des jeweiligen 3-Monatszeitraumes dargestellt.

3-Monats-Durchschnitte2)3) – Veränderung gegenüber dem Vorjahr in %

Umsatz nach ausgewählten Wirtschaftsbereichen
1)

in Rheinland-Pfalz und in Deutschland

Bruttoinlandsprodukt in Rheinland-Pfalz und in Deutschland1)

 – Preisbereinigt –

1) Nächster Fortschreibungstermin für das Jahr 2008: März 2009.  Quelle Prognosewerte: Bundesministerium für Wirtschaft und Technologie:
Jahreswirtschaftsbericht 2009 der Bundesregierung
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Verarbeitendes
         Gewerbe

Juli 2008 - September 2008 Oktober - Dezember 2008
Juli 2008 - September 2008 Oktober - Dezember 2008

Rheinland-Pfalz:
Deutschland:

(27%)

(2%)

Durch die Ergänzung des Berichts-
kreises ist die Vergleichbarkeit der 
Daten zum Groß- und Einzelhandel
eingeschränkt.

(4%)

(10%)

Aufgrund der Ergänzung des Be-
richtskreises sind die Daten der 
beiden Zeiträume zum Groß- und 
Einzelhandel nur eingeschränkt 
vergleichbar.
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Insgesamt

Auftragseingang (Volumenindex) und Umsatz (nominal) im verarbeitenden Gewerbe

Deutschland
Gleitende 3-Monats-Durchschnitte1) – Veränderung gegenüber dem Vorjahr in %
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-30
-25
-20
-15
-10
-5
0
5

10
15
20
25

J F M A M J J A S O N D J F M A M J J A S O N D J F M A M J J A S O N D

-30
-25
-20
-15
-10
-5
0
5

10
15
20
25

J F M A M J J A S O N D J F M A M J J A S O N D J F M A M J J A S O N D

-30
-25
-20
-15
-10
-5
0
5

10
15
20
25

J F M A M J J A S O N D J F M A M J J A S O N D J F M A M J J A S O N D

 Auftragseingang  Gesamtumsatz

800270026002

800270026002

800270026002

Ab Januar 2007 werden in den 
Statistiken des verarbeitenden 
Gewerbes nur noch Betriebe von 
Unternehmen mit 50 und mehr 
Beschäftigten befragt. Die 
Bundesergebnisse können erst ab 
diesem Zeitpunkt dargestellt 
werden.

1) Der Durchschnittswert wird in der Mitte des jeweiligen 3-Monatszeitraumes dargestellt.
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Auftragseingang (Volumenindex) und Umsatz (nominal) im verarbeitenden Gewerbe

Inland

Ausland

Rheinland-Pfalz
Gleitende 3-Monats-Durchschnitte1) – Veränderung gegenüber dem Vorjahr in %

Insgesamt
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800270026002

800270026002

800270026002

1) Der Durchschnittswert wird in der Mitte des jeweiligen 3-Monatszeitraumes dargestellt.
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Auftragseingang (Volumenindex) und Umsatz (nominal)
im verarbeitenden Gewerbe in Rheinland-Pfalz nach ausgewählten Branchen

Gleitende 3-Monats-Durchschnitte1) – Veränderung gegenüber dem Vorjahr in %

Chemische Erzeugnisse (Anteil am Gesamtumsatz 2007: 32%)
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800270026002

800270026002

800270026002

800270026002

1) Der Durchschnittswert wird in der Mitte des jeweiligen 3-Monatszeitraumes dargestellt.
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Auftragseingang (Volumenindex) und Umsatz (nominal)
im verarbeitenden Gewerbe in Rheinland-Pfalz nach ausgewählten Branchen

Gleitende 3-Monats-Durchschnitte1) – Veränderung gegenüber dem Vorjahr in %

Ernährungsgewerbe und Tabakverarbeitung2) (Anteil am Gesamtumsatz 2007: 9%)

Herstellung von Gummi- und Kunststoffwaren (Anteil am Gesamtumsatz 2007: 6%)

Herstellung Büromaschinen, DV-Geräten u. -einrichtungen, Elektrotechnik2) (Anteil am Gesamtumsatz 2007: 4%)

Papier-, Verlags- und Druckgewerbe2) (Anteil am Gesamtumsatz 2007: 5%)
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800270026002

800270026002

800270026002

800270026002

1) Der Durchschnittswert wird in der Mitte des jeweiligen 3-Monatszeitraumes dargestellt. - 2) Der Auftragseingang wird nicht veröffentlicht.
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Gleitende 3-Monats-Durchschnitte2) – Veränderung gegenüber dem Vorjahr in %

Beschäftigte, Umsatz (nominal) und Produktivität1) im verarbeitenden Gewerbe in Rheinland-Pfalz

Exportquote im verarbeitenden Gewerbe in Rheinland-Pfalz und in Deutschland

Anteil des Auslandsumsatzes am Gesamtumsatz in %
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800270026002

800270026002

1) Umsatz je Beschäftigten. - 2) Der Durchschnittswert wird in der Mitte des jeweiligen 3-Monatszeitraumes dargestellt.
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Gleitende 3-Monats-Durchschnitte2) – Veränderung gegenüber dem Vorjahr in %

Baugenehmigungen1) in Rheinland-Pfalz und in Deutschland

Auftragseingang im Bauhauptgewerbe in Rheinland-Pfalz und in Deutschland

Gleitende 3-Monats-Durchschnitte2) – Veränderung gegenüber dem Vorjahr in %
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1) Baugenehmigungen für neue Wohngebäude, Anzahl der Wohnungen. - 2) Der Durchschnittswert wird in der Mitte des jeweiligen
3-Monatszeitraumes dargestellt.
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Gleitende 3-Monats-Durchschnitte2) – Veränderung gegenüber dem Vorjahr in %

Beschäftigte, Umsatz (nominal) und Produktivität1) im Bauhauptgewerbe in Rheinland-Pfalz

Baugewerblicher Umsatz (nominal) im Bauhauptgewerbe in Rheinland-Pfalz und in Deutschland

Gleitende 3-Monats-Durchschnitte2) – Veränderung gegenüber dem Vorjahr in %
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1) Baugewerblicher Umsatz je Beschäftigten. - 2) Der Durchschnittswert wird in der Mitte des jeweiligen 3-Monatszeitraumes dargestellt.
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Umsatz und Beschäftigte im Gastgewerbe in Rheinland-Pfalz
Gleitende 3-Monats-Durchschnitte1) – Veränderung gegenüber dem Vorjahr in %

Gästeübernachtungen in Rheinland-Pfalz
Gleitende 3-Monats-Durchschnitte1) – Veränderung gegenüber dem Vorjahr in %

Umsatz und Beschäftigte im Einzelhandel in Rheinland-Pfalz
Gleitende 3-Monats-Durchschnitte1) – Veränderung gegenüber dem Vorjahr in %
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Durch die Ergänzung des Berichts-
kreises ist die Vergleichbarkeit der 
Daten eingeschränkt.

1) Der Durchschnittswert wird in der Mitte des jeweiligen 3-Monatszeitraumes dargestellt.
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Quelle: Europäische Zentralbank

Monatsdurchschnitt in US-Dollar

Euro-Referenzkurs der Europäischen Zentralbank (1 EUR = ... US-Dollar)

Außenhandel1) in Rheinland-Pfalz

Gleitende 3-Monats-Durchschnitte2) – Veränderung gegenüber dem Vorjahr in %
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1) Grenzüberschreitender Warenverkehr der Bundesrepublik Deutschland. - 2) Der Durchschnittswert wird in der Mitte des jeweiligen
3-Monatszeitraumes dargestellt.
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1) Die Rangfolge der zehn wichtigsten Warenuntergruppen ergibt sich aus dem Anteil am gesamten Warenwert 2007.

Veränderung gegenüber dem Vorjahr in %

Einfuhr nach Rheinland-Pfalz Dezember 2007 – November 2008 nach Warengruppen1)

Ausfuhr aus Rheinland-Pfalz Dezember 2007 – November 2008 nach Warengruppen1)

Veränderung gegenüber dem Vorjahr in %

-40 -20 0 20 40 60 80 100 120

Bergwerks-, Bau-, Baustoffmaschinen (3,4%)
Eisen-, Blech- und Metallwaren (3,4%)

Chemische Enderzeugnisse (3,8%)
Fahrgestelle, Karosserien (4,0%)

Pharmazeutische Grundstoffe (4,2%)
Waren aus Kunststoffen (4,4%)

Pharmazeutische Erzeugnisse (6,1%)
Chemische Vorerzeugnisse (6,8%)

Kunststoffe (7,3%)
Lastkraftwagen und Spezialfahrzeuge (11,3%)

F e r t i g w a r e n   (84,4%)
H a l b w a r e n     (3,8%)

davon                        R o h s t o f f e     (0,5%)
G e w e r b l i c h e   W i r t s c h a f t   (88,8%)

E r n ä h r u n g s w i r t s c h a f t     (6,5%)
A u s f u h r   (100%)

-40 -20 0 20 40 60 80 100 120

Erdöl und Erdgas (2,4%)
Chemische Enderzeugnisse (2,4%)

Chemische Halbwaren (2,5%)
Pharmazeutische Grundstoffe (2,7%)

Eisen-, Blech- und Metallwaren (2,8%)
Lastkraftwagen und Spezialfahrzeuge (3,2%)

Mineralölerzeugnisse (3,5%)
Kunststoffe (3,7%)

Fahrgestelle, Karosserien (5,0%)
Chemische Vorerzeugnisse (6,4%)

F e r t i g w a r e n   (67,5%)
H a l b w a r e n    (11,0%)

davon                        R o h s t o f f e     (4,3%)
G e w e r b l i c h e   W i r t s c h a f t   (82,8%)

E r n ä h r u n g s w i r t s c h a f t     (8,7%)
E i n f u h r   (100%)
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1) Die Rangfolge der zehn wichtigsten Länder ergibt sich aus dem Anteil am gesamten Warenwert 2007.

Veränderung gegenüber dem Vorjahr in %

Einfuhr nach Rheinland-Pfalz Dezember 2007 – November 2008 nach Herkunftsländern1)

Ausfuhr aus Rheinland-Pfalz Dezember 2007 – November 2008 nach Bestimmungsländern1)

Veränderung gegenüber dem Vorjahr in %
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Schweiz (2,9%)

Polen (3,3%)

Österreich (4,3%)

Belgien (5,4%)

Niederlande (5,8%)

Spanien (6,2%)

Vereinigtes Königreich (7,2%)

Italien (7,9%)

USA (8,1%)

Frankreich (11,0%)

E U - 27 - L ä n d e r  (65,2%)

A u s f u h r   (100%)

-15 -10 -5 0 5 10 15 20 25 30 35 40 45

Vereinigtes Königreich (3,2%)

Russland (3,4%)

Spanien (3,8%)

Schweiz (4,4%)

China (5,9%)

USA (5,9%)

Italien (6,2%)

Niederlande (11,0%)

Frankreich (11,4%)

Belgien (11,9%)

E U - 27 - L ä n d e r  (66,7%)

E i n f u h r (100%)
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Gewerbeanzeigen in Rheinland-Pfalz

Unternehmensinsolvenzen in Rheinland-Pfalz
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Quelle: Deutsche Bundesbank

Monatsdurchschnitt in %

Geldmarktsätze EURIBOR und Umlaufrenditen von Staatsanleihen mit 10-jähriger Restlaufzeit

Verbraucherpreisindex in Rheinland-Pfalz und in Deutschland

Veränderung gegenüber dem Vorjahr in %
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1) Einschließlich der Grundsicherung für Arbeitsuchende.

     Quelle: Bundesagentur für Arbeit

Arbeitslosenquote in Rheinland-Pfalz, Deutschland und Westdeutschland1)

Arbeitslose in % aller zivilen Erwerbspersonen

in 1 000

Veränderung der Arbeitslosenquote in Rheinland-Pfalz, Deutschland und Westdeutschland1)

Veränderung gegenüber dem Vorjahr in Prozentpunkten
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Quelle: Bundesagentur für Arbeit

Veränderung gegenüber dem Vorjahr in %

Sozialversicherungspflichtig Beschäftigte und Teilzeitbeschäftigte am Arbeitsort
in Rheinland-Pfalz und in Deutschland

in 1 000

Sozialversicherungspflichtig Beschäftigte am Arbeitsort in Rheinland-Pfalz
in 1 000

Sozialversicherungspflichtig Teilzeitbeschäftigte am Arbeitsort in Rheinland-Pfalz
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Quelle: Bundesagentur für Arbeit

Sozialversicherungspflichtig Beschäftigte am Arbeitsort nach Wirtschaftsbereichen1)

in Rheinland-Pfalz und in Deutschland

in 1 000

Ausschließlich geringfügig entlohnte Beschäftigte1) am Arbeitsort in Rheinland-Pfalz

1) Die Rangfolge der Wirtschaftsbereiche erfolgt zum Stand: 30. Juni 2008. – 2) Ohne Baugewerbe.

Veränderung gegenüber dem Vorjahr in %

-2 0 2 4 6 8 10
 I. Quartal 2008  II. Quartal 2008
 I. Quartal 2008  II. Quartal 2008
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    0

Öffentliche und private Dienstleister (28,8%)

Produzierendes Gewerbe2) (27,8%)

Handel, Gastgewerbe und Verkehr (22,3%)

Finanzierung, Vermietung usw. (13,6%)

Baugewerbe (6,2%)

Land- und Forstwirtschaft (1,3%)

8002700260025002

Rheinland-Pfalz:
Deutschland:

1) Geringfügig entlohnte Beschäftigung liegt vor, wenn das Arbeitsentgelt regelmäßig monatlich 400 Euro nicht übersteigt. 
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Die Daten, auf die sich der Konjunkturteil stützt, haben den Stand 27. Februar 2009.

Quelle: Bundesagentur für Arbeit

Veränderung gegenüber dem Vorjahr in %

Ausschließlich geringfügig entlohnte Beschäftigte am Arbeitsort nach Wirtschaftsbereichen1)

 in Rheinland-Pfalz und in Deutschland

Ausschließlich geringfügig entlohnte Beschäftigte am Arbeitsort in Rheinland-Pfalz

Veränderung gegenüber dem Vorjahr in %
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Handel, Gastgewerbe und Verkehr (37,9%)

Öffentliche und private Dienstleister
(28,1%)

Finanzierung, Vermietung usw. (16,4%)

Produzierendes Gewerbe2) (11,3%)

Baugewerbe (3,9%)

Land- und Forstwirtschaft (2,2%)

Rheinland-Pfalz:
Deutschland:

1) Die Rangfolge der Wirtschaftsbereiche erfolgt zum Stand: 30. Juni 2008. – 2) Ohne Baugewerbe.
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Anleihen der öffentlichen Hand

Anleihen der öffentlichen Hand sind 

Wertpapiere mit festem oder vari-

ablem Nominalzinssatz und fester 

Laufzeit, die von Bund, Ländern, 

Kommunen und anderen öffentlichen 

Körperschaften ausgegeben wer-

den. Der effektive Zinssatz (= Nomi-

nalzins*100/Kurswert) einer solchen 

Anleihe mit zehnjähriger Restlaufzeit 

gilt als Indikator für das Niveau der 

langfristigen Zinsen in der Volkswirt-

schaft.

Arbeitslose

Arbeitslose sind Arbeit suchende 

Personen bis zur Vollendung des 65. 

Lebensjahres, die vorübergehend 

nicht oder nur kurzzeitig in einem 

Beschäftigungsverhältnis stehen, 

die nicht Schüler, Studenten oder 

Teilnehmer an Maßnahmen der be-

ruflichen Weiterbildung, nicht arbeits-

unfähig erkrankt, nicht Empfänger 

von Altersrente sind und für eine Ar-

beitsaufnahme sofort zur Verfügung 

stehen.

Arbeitslosenquote

Die Arbeitslosenquote ist der Quoti-

ent aus den registrierten Arbeitslosen 

und den abhängigen Erwerbsper-

sonen oder alternativ allen zivilen Er-

werbspersonen. Diese Quote ist ein 

wichtiger Indikator für die Auslastung 

des Arbeitskräftepotenzials und damit 

für die gesamtwirtschaftliche Situati-

on in der Volkswirtschaft.

Auftragseingang

Unter Auftragseingang versteht man 

alle im betreffenden Berichtsmonat 

beim Betrieb eingegangenen und fest 

akzeptierten Aufträge.

Zum Auftragseingang im Bauhaupt-

gewerbe gehören alle Aufträge für 

baugewerbliche Leistungen entspre-

chend der Verdingungsordnung für 

Bauleistungen (ohne Umsatzsteuer).

Beim Auftragseingang im verarbei-

tenden Gewerbe handelt es sich 

um Aufträge für die Lieferung selbst 

hergestellter oder in Lohnarbeit von 

anderen in- oder ausländischen Fir-

men gefertigter Erzeugnisse. Der 

Auftragseingang im verarbeitenden 

Gewerbe wird unter Ausschaltung 

der Preisveränderungen in einem Vo-

lumenindex) auf der Basis des Jahres 

2000 (d. h. 2000=100) ausgedrückt.

Ausbaugewerbe

Das Ausbaugewerbe fasst Wirt-

schaftszweige zusammen, die 

überwiegend Ausbauarbeiten und 

entsprechende Reparatur- und Unter-

haltungsarbeiten vornehmen. Hierzu 

gehören die „Bauinstallation“ und das 

„Sonstige Baugewerbe“, das u. a. das

Maler- und Glasergewerbe, die Fußbo-

den-, Fliesen- und Plattenlegerei, die

Bautischlerei sowie die Gipserei und

Verputzerei umfasst, sowie die „Ver-

mietung von Baumaschinen und -ge-

räten mit Bedienungspersonal“.

Baugewerblicher Umsatz

Die dem Finanzamt für die Umsatz-

steuer zu meldenden steuerbaren 

(steuerpflichtigen und steuerfreien) 

Beträge für Bauleistungen in Deutsch-

land und die baugewerblichen Um-

sätze in Zollausschlussgebieten, wie 

z. B. deutsche Freihäfen, einschließ-

lich Umsatz aus Nachunternehmer-

tätigkeit und Vergabe von Teilleis-

tungen an Nachunternehmer.

Bauhauptgewerbe

Zum Bauhauptgewerbe gehören 

Unternehmen, die Hochbauten 

(einschließlich Fertigteilbauten) er-

richten, Tiefbauarbeiten oder be-

stimmte Spezialbauarbeiten aus-

führen.

Beschäftigte

In den Erhebungen im Bergbau und 

verarbeitenden Gewerbe, im Bauge-

werbe sowie im Handel und Gastge-

werbe zählen zu den Beschäftigten 

alle Personen, die am Monatsende 

in einem arbeitsrechtlichen Verhält-

nis zum Betrieb stehen, tätige Inha-

ber und Mitinhaber sowie unbezahlt 

mithelfende Familienangehörige, und 

zwar soweit sie mindestens ein Drit-

tel der üblichen Arbeitszeit im Betrieb 

tätig sind.

Zum Personenkreis der sozialver-

sicherungspflichtig Beschäftigten 

zählen alle Arbeitnehmer, die kran-

ken-, renten- und pflegeversiche-

rungspflichtig und/oder beitrags-

pflichtig zur Bundesagentur für Arbeit 

sind oder für die von den Arbeitge-

bern Beitragsanteile zu den gesetz-

lichen Rentenversicherungen zu ent-

richten sind.

Glossar
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Geringfügige Beschäftigung

Eine geringfügige Beschäftigung, die 

auch als Mini-Job bezeichnet wird, 

liegt vor, wenn das Arbeitsentgelt 

400 Euro im Monat nicht übersteigt 

oder die Beschäftigung innerhalb 

eines Kalenderjahres auf längstens 

zwei Monate oder 50 Arbeitstage 

beschränkt ist.

Gewerbeanzeigen

Zu den (Gewerbe-)Aufgaben zählen 

die Abmeldungen von Gewerbebe-

trieben wegen Aufgabe von Hauptnie-

derlassungen, Zweigniederlassungen 

bzw. unselbstständigen Zweigstellen.

Bei den (Gewerbe-)Neuerrichtungen 

handelt es sich um erstmalige An-

meldungen von Gewerbebetrieben 

als Hauptniederlassungen, Zweignie-

derlassungen oder unselbstständige 

Zweigstellen.

ifo Geschäftsklima-Index

Der ifo Geschäftsklima-Index ist ein 

Frühindikator für die Konjunkturent-

wicklung. Zur Berechnung dieses 

Index befragt das ifo Institut für Wirt-

schaftsforschung in München jeden 

Monat mehr als 7 000 Unternehmen 

in Deutschland nach ihrer Einschät-

zung der Geschäftslage sowie ihren 

Erwartungen für die nächsten sechs 

Monate. Aus diesen Meldungen wird 

ein Index berechnet. Bei einer durch-

schnittlichen neutralen Einschätzung 

des Geschäftsklimas nimmt dieser 

„Stimmungsindex“ den Wert 100 an, 

bei einer schlechteren Einschätzung 

Werte darunter und bei einer besse-

ren Einschätzung Werte darüber.

Kurzarbeiter

Kurzarbeiter sind Arbeitnehmer, 

bei denen wegen eines vorüberge-

henden erheblichen Arbeitsausfalls 

ein Entgeltausfall vorliegt und die 

einen Anspruch auf Kurzarbeitergeld 

haben. Die Erfassung erfolgt zur Mo-

natsmitte.

Offene Stellen

Offene Stellen sind dem Arbeitsamt 

zur Vermittlung gemeldete Arbeits-

plätze für namentlich nicht benannte 

Arbeitnehmer und Heimarbeiter. Er-

fasst werden nur offene Stellen, für 

die eine Beschäftigung von mehr als 

sieben Kalendertagen vorgesehen 

ist.

Produktivität

Aus den Ergebnissen des Monatsbe-

richts im verarbeitenden Gewerbe 

bzw. im Bauhauptgewerbe lassen 

sich hilfsweise allgemeine Aussagen 

über die Produktivität ableiten, indem 

etwa der Umsatz in Bezug zu den Be-

schäftigten gesetzt wird. Bei der Er-

mittlung einer solchen Produktivitäts-

kennziffer lässt sich somit keine rein 

mengenmäßige Relation darstellen. 

Die Produktivität ist grundsätzlich 

als Maßzahl zu verstehen, welche 

die Produktionsausbringung ins Ver-

hältnis zu den Einsatzmengen der 

Produktionsfaktoren setzt. Sie ist 

also ein Indikator für die Ergiebigkeit 

ökonomischer Aktivitäten und kann 

für einzelne Betriebe, für Branchen 

oder für eine ganze Volkswirtschaft 

berechnet werden.

Bruttoinlandsprodukt

Das Bruttoinlandsprodukt umfasst 

den Wert aller in einem abgegrenzten 

Wirtschaftsgebiet produzierten Waren 

und Dienstleistungen abzüglich der 

bei der Produktion verbrauchten 

Güter (Inlandskonzept). Es ist als 

Ausdruck der in einer bestimmten 

Region erbrachten wirtschaftlichen 

Leistung in erster Linie ein Produk-

tionsindikator.

Erwerbspersonen

Die Erwerbspersonen umfassen die 

abhängigen Erwerbstätigen (Beamte, 

Angestellte und Arbeiter), die Selbst-

ständigen, die mithelfenden Familien

angehörigen sowie die Erwerbslosen.

EURIBOR

Der EURIBOR (= Euro Interbank Of-

fered Rate) ist der Zinssatz, den eu-

ropäische Banken voneinander beim 

Handel von Einlagen mit fester Lauf-

zeit verlangen. Er wird als Indikator für 

die kurzfristigen Zinsen verwendet.

Euro-Referenzkurs

Hierbei handelt es sich um den von 

der Europäischen Zentralbank fest-

gestellten Kurs des Euro zum US-

Dollar. 

Exportquote

Zur Berechnung der Exportquote 

einer Branche wird der Auslandsum-

satz ins Verhältnis zum gesamten 

Branchenumsatz gesetzt. Sie ist ein 

Indikator für den Exporterfolg, aber 

auch für die Auslandsabhängigkeit 

der Branche.
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neten Lieferungen und Leistungen 

an Dritte (ohne Umsatzsteuer) ein-

schließlich der steuerfreien Umsätze, 

der Handelsumsätze sowie der Erlö-

se aus Lieferungen und Leistungen 

an Verkaufsgesellschaften, an denen 

das Unternehmen beteiligt ist. Einzu-

beziehen sind auch getrennt in Rech-

nung gestellte Kosten für Fracht, 

Porto und Verpackungen, der Eigen-

verbrauch sowie die private Nutzung 

von firmeneigenen Sachen mit ihrem 

buchhalterischen Wert. Preisnachläs-

se und der Wert der Retouren sind 

von den fakturierten Werten abzu-

setzen.

Der Umsatz mit dem Ausland ergibt 

sich aus direkten Lieferungen und 

Leistungen an Empfänger, die im 

Ausland ansässig sind, sowie aus 

Lieferungen an Exporteure, welche 

die bestellten Waren ohne Be- und 

Verarbeitung in das Ausland aus-

führen.

Unternehmensinsolvenzen

Als Insolvenz wird die Zahlungsun-

fähigkeit oder Überschuldung eines 

Schuldners bezeichnet, wobei ein 

Gericht um Regelung zur gemein-

schaftlichen Befriedigung der Gläu-

biger bemüht wird.

Verarbeitendes Gewerbe

Zum verarbeitenden Gewerbe (ein-

schließlich Bergbau und Gewinnung 

von Steinen und Erden) gehören alle 

Unternehmen, deren wirtschaftliche 

Tätigkeit überwiegend darauf ge-

richtet ist, Erzeugnisse zu be- und 

verarbeiten, und zwar überwiegend 

mit dem Ziel, andere Produkte herzu-

stellen. Die Tätigkeit kann aber auch 

darin bestehen, Erzeugnisse zu ver-

edeln, zu montieren oder zu reparie-

ren. Das verarbeitende Gewerbe ist 

Teil des produzierenden Gewerbes.

Verbraucherpreisindex

Der Verbraucherpreisindex (früher: 

Preisindex für die Lebenshaltung aller 

privaten Haushalte) misst die durch-

schnittliche Entwicklung der Preise 

aller Waren und Dienstleistungen, 

die von privaten Haushalten für Kon-

sumzwecke gekauft werden. Der 

Verbraucherpreisindex ist ein Indi-

kator für die Geldwertstabilität in der 

Volkswirtschaft.

Produzierendes Gewerbe

Zum produzierenden Gewerbe ge-

hören alle Unternehmen, deren wirt-

schaftliche Tätigkeit überwiegend 

darin besteht, Elektrizität, Gas, Fern-

wärme und Wasser zu erzeugen bzw. 

zu gewinnen und zu verteilen sowie 

Waren zu gewinnen bzw. zu be- oder 

verarbeiten. Das produzierende Ge-

werbe umfasst den Bergbau und die 

Gewinnung von Steinen und Erden, 

das verarbeitende Gewerbe, das 

Baugewerbe sowie die Elektrizitäts-, 

Gas-, Fernwärme- und Wasserver-

sorgung.

Teilzeitbeschäftigte

Grundsätzlich liegt Teilzeitbeschäfti-

gung vor, wenn die Arbeitszeit we-

niger als 18 Stunden beträgt. Eine 

Teilzeitbeschäftigung kann aber 

auch bei einer Beschäftigung von 18 

Stunden und mehr vorliegen, soweit 

es sich um keine Vollbeschäftigung 

handelt.

Umsatz

Als Umsatz gilt, unabhängig vom 

Zahlungseingang, der Gesamtbetrag 

der im Berichtszeitraum abgerech-
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Zahlenspiegel

Zahlenspiegel Rheinland-Pfalz
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Zahlenspiegel

Natürliche Bevölkerungs-
bewegung

Wanderungen

ERWERBSTÄTIGKEIT

Beschäftigte

BEVÖLKERUNG
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Zahlenspiegel

BAUTÄTIGKEIT
(Baugenehmigungen)

Baugenehmigungen für 
Wohngebäude

Baugenehmigungen für 
Nichtwohngebäude

Genehmigte Wohnungen
(Wohn- u. Nichtwohngebäude)

Arbeitsmarkt



226 Statistische Monatshefte Rheinland-Pfalz 03 2009

Zahlenspiegel

PRODUZIERENDES
GEWERBE

Verarbeitendes Gewerbe
sowie Bergbau und 
Gewinnung von Steinen 
und Erden

Energie- und Wasser-
versorgung

LANDWIRTSCHAFT
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Zahlenspiegel

Bauhauptgewerbe
(Vorbereitende Baustellen-
arbeiten, Hoch- und Tief-
bau)

Ausbaugewerbe/
Bauinstallation und sons-
tiges Ausbaugewerbe 

Einzelhandel

Kfz-Handel u. Tankstellen 

HANDEL 8)

GASTGEWERBE

Großhandel

Baugewerbe
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Zahlenspiegel

Ausfuhr (Spezialhandel)

Personenbeförderung

Straßenverkehrsunfälle

Kraftfahrzeuge

AUSSENHANDEL

Binnenschifffahrt

VERKEHR

TOURISMUS
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Zahlenspiegel

Ausfuhr (Spezialhandel) 

Einfuhr (Generalhandel)

GEWERBEANZEIGEN

noch AUSSENHANDEL
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Zahlenspiegel

INSOLVENZEN

PREISE

HANDWERK

VERDIENSTE



Statistische Monatshefte Rheinland-Pfalz 23103 2009

Zahlenspiegel

Kredite an Nichtbanken

Einlagen u. aufgenommene
Kredite von Nichtbanken

Aufkommen nach 
Steuerarten

Gemeinschaftsteuern

Zölle

Bundessteuern

STEUERN

GELD UND KREDIT 
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Zahlenspiegel

Landessteuern

Gemeindesteuern

Steuereinnahmen der Ge-
meinden u. Gemeindeverb.

Steuereinnahmen
des Landes

Steuereinnahmen
des Bundes

Einheit

noch STEUERN

Steuerverteilung
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